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51. Vorbemerkungen: Systemwechsel und Herausforderungen nach
der Wiedervereinigung
Die Fallstudie Technologiepolitik in Sachsen bezieht sich auf einen Zeitraum, an dessen
Anfang – anders als in den westdeutschen Bundesländern – ein radikaler Systembruch
stand. Dieser dramatische und tiefgreifende Systemwechsel musste in Folge gesamt-
politischer Konstellationen in relativ kurzer Zeit vollzogen werden und mündete in einen
Transformationsprozess, der bisher schwieriger und langwieriger verlaufen ist, als von
den politisch Verantwortlichen erwartet worden war. Gesellschaftspolitische Eliten
mussten weitgehend ersetzt werden, soziokulturelle und ökonomische Heterogenitäten
nicht nur zwischen den alten und neuen Bundesländern, sondern auch innerhalb Ost-
deutschlands traten offen zu Tage, und das soziale und wirtschaftliche Entwicklungsni-
veau erlebte einen Absturz. Bisher verborgene und gebremste Wünsche und Erwartun-
gen der ostdeutschen Bevölkerung konnten sich in dem neuen System manifestieren,
soziale und wirtschaftliche Sicherheiten verwandelten sich unter den Bedingungen ei-
nes andersartigen Leistungswettbewerbs für viele in existenzielle Ängste. Ein neues
und umfangreiches Chancenspektrum mit veränderten Selektionskriterien trat in Kraft.
Öffnung und Befreiung einerseits, Schocks und Verluste andererseits leiteten den
Transformationsprozess ein.
Die Herausforderungen, die der Systemwechsel ausgelöst hat, bestanden und beste-
hen in der Integration der ostdeutschen Bundesländer in das System der alten Bundes-
republik. Das bedeutet nicht nur die Übernahme dieses Systems mit seinen vielfältigen
rechtlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Mechanismen sowie die Einleitung
des Aufholprozesses in Ostdeutschland sondern auch eine Verschmelzung der unter-
schiedlichen Entwicklungsdialektiken mit ihrem ganzen Facettenreichtum, die sich in
den beiden Teilen Deutschlands in den vergangenen fünfzig Jahren ungewollt und ge-
wollt vollzogen haben.
Der wirtschaftliche Transformationsprozess und der technologische Wandel sind davon
nur – allerdings wesentliche und sehr wichtige – Teile, die in die allgemeine Entwick-
lungsdynamik eingebunden sind und von dieser erheblich beeinflusst werden, auch
wenn dieser Realität in den vergangenen zwölf Jahren nur bedingt und nicht in genü-
gendem Ausmaß Rechnung getragen worden ist. Anzeichen sprechen jedoch dafür,
dass der Transformationsprozess nunmehr in eine zweite Phase eingetreten ist, in der
diese Rahmenaspekte stärker Berücksichtigung finden, und in der Entscheidungspro-
zesse weniger dem (nur) „Andenken“, sondern verstärkt dem vorherigen sorgfältigen
(Über-)Prüfen untergeordnet werden.
Unbestritten ist, dass nach der Wiedervereinigung für die wirtschaftliche und technolo-
gische Umstrukturierung unverzügliches Handeln notwendig war. Um so wichtiger ist,
nach diesen „stürmischen“ Jahren Bilanz zu ziehen. Ein wesentliches Element dieser
6Bilanz besteht darin, dass es in den vergangenen zwölf Jahren nicht gelungen ist, die
transformationsbedingte Arbeitslosigkeit merkbar zu verringern und dass damit eine in
Ostdeutschland bislang nicht bekannte soziale Polarisierung (Einkommens- und Ver-
mögensverteilung) deutlich geworden ist.
Die technologisch relevante Ausgangssituation in den ostdeutschen industriellen Pro-
duktionsstätten war zu Beginn dieses Reformprozesses durch folgende Merkmale ge-
kennzeichnet:
- die Organisation der industriellen Produktionseinheiten in Kombinaten, neben de-
nen sich nur eine geringe Anzahl von selbständigen kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU) behaupten konnte;
- eine hohe Fertigungstiefe, innerhalb derer auch die (industrielle) Forschung und
Entwicklung angesiedelt war;
- die fehlende Ausrichtung der Fertigung an einem Spiel der Marktkräfte, sondern
eine Abhängigkeit von einem zentral geplanten, vorgegebenen Bedarf;
- die Abhängigkeit der Preise und sonstiger Austauschbedingungen von politischen
Prioritäten und Devisenanforderungen.
Analogen Determinierungen unterlagen die Systeme der wissenschaftlichen Forschung
sowie der Erziehungs- und beruflichen Bildungspolitik.
Der Systemwechsel nach der Wiedervereinigung hat in den neuen Bundesländern auch
in den für technologische Entwicklungen relevanten Bereichen tiefgreifende Verände-
rungen ausgelöst. Damit entstanden zum Teil vollständig neuartige Rahmenbedingun-
gen für die Forschung und Entwicklung sowie für unternehmerische Innovationen. Ei-
nerseits wurde der Wissenschaftsrat beauftragt, das gesamte Wissenschaftssystem der
ostdeutschen Bundesländer einer Prüfung zu unterziehen mit der Folge, dass das
Spektrum der bisherigen Aktivitäten beträchtlich ausgedünnt wurde (Abwicklungsstrate-
gie). Andererseits führte die Öffnung der DDR-Wirtschaft gegenüber dem internationa-
len Wettbewerb zu einem Einbruch der industriellen Produktion, und mit der Beseitigung
der Kombinate wurden auch deren FuE-Aktivitäten stillgelegt.
Theoretisch werden staatliche Eingriffe in den Bereich Forschung und Entwicklung
(FuE) mit Marktversagen begründet (Arrow 1962). Ferner wird unterstellt, dass erstens
der gesellschaftliche den privatwirtschaftlichen Nutzen von FuE übersteigt, und zwei-
tens der Bestand an Wissen als öffentliches Gut anzusehen ist. Unmittelbar einleuch-
tend ist, dass diese Begründungen dann besonders stichhaltig sind, wenn staatliche
Eingriffe wesentliche Elemente eines Transformationsprozesses bilden und Phänomene
betroffen sind, die sich der Leistungsfähigkeit der Marktkräfte unterziehen bzw. diese ü-
berfordern. Unbestritten war und ist auch heute noch, dass die Überwindung teilungs-
bedingter Entwicklungsnachteile und die Bewältigung der systematischen Transformati-
onen enorme Finanztransfers, vor allem aber besondere Anstrengungen zur Moderni-
7sierung der gewerblichen Produktionsverhältnisse und Infrastrukturrahmenbedingungen
erfordern, damit die ostdeutsche Wirtschaft im Wettbewerb bestehen kann. Aufgrund
der unbefriedigenden Funktionsfähigkeit und mangelnden Produktivität des infrastruktu-
rellen und gewerblichen Kapitalstocks im Jahre 1990 bedeutete deshalb Transformation
in erster Linie Investitionen in das gesamte Spektrum des ostdeutschen Anlagevermö-
gens und Technologiepolitik zunächst eine breit angelegte Modernisierung des gesam-
ten Kapitalstocks, d.h. eine starke Förderung des in technischen Ausrüstungen und
materiellen Anlagen inkorporierten technischen Fortschritts (Technologiepolitik im weite-
ren Sinne). Ziel dieser ersten Phase der Technologiepolitik war, für die Unternehmen
rasch eine breite Grundlage für gewerbliche Investitionen und technologische Innovati-
onen zu schaffen. Die Erhöhung der betrieblichen Produktivität und internationalen
Wettbewerbsfähigkeit standen im Vordergrund und setzten den Möglichkeiten zur Er-
haltung und Schaffung von Arbeitsplätzen enge Grenzen.
Im Hinblick auf eine spezifische Technologiepolitik (im engeren Sinne) musste erstens
die sächsische Staatsregierung zunächst ihre Rolle als Träger der Technologiepolitik
neu definieren, Grenzen und Inhalte innerhalb der neuen Ordnung konzipieren und die
Zuständigkeiten organisatorisch festlegen. Zweitens waren die institutionellen Struktu-
ren für den Bereich Forschung, Technologie und Entwicklung zu reformieren und zu er-
weitern.
2. Technologiepolitik der neunziger Jahre
2.1 Die sächsische Wirtschaft zum Zeitpunkt der „Wende“
Im Freistaat Sachsen lebten Ende 1989 insgesamt rund 4,9 Millionen Menschen; das
waren 29,8 % der Einwohner der neuen Bundesländer und 6,2 % der gesamten Bevöl-
kerung der Bundesrepublik Deutschland.1 Damit ist Sachsen nicht nur das bevölke-
rungsreichste der neuen Bundesländer, sondern liegt in der Rangfolge der Einwohner-
zahlen nach Hessen und vor Rheinland-Pfalz an 6. Stelle aller 16 Bundesländer.
Aus der hohen Einwohnerzahl ergibt sich ein großes Erwerbspotenzial. Nach der Ver-
fassung der ehemaligen DDR (Art. 24) bestand die Pflicht zur Arbeit für jeden arbeitsfä-
higen Bürger; sie bildete mit dem Recht auf Arbeit eine Einheit. Die Erwerbsquote be-
trug 1989 in Sachsen 54,2 %, d.h. es gab rund 2,66 Mill. Erwerbspersonen. Zugleich
belegt dies die Bedeutung, die Sachsen für die ostdeutsche Wirtschaft hatte: Insgesamt
29,7 % des gesamten Erwerbstätigenpotenzials der ehemaligen DDR entfielen auf den
Freistaat.
                                           
1 Zu den nachfolgenden Ausführungen vgl. SMWA 1993, 29ff. .
8Die Wirtschaftskraft Sachsens lag zum Zeitpunkt der Wende - gemessen an gesamt-
deutschen Maßstäben - deutlich zurück. Mit einem Bruttoinlandsprodukt in Höhe von
rund 88 Mrd. DM erwirtschaftete Sachsen nur 3,5 % der wirtschaftlichen Leistung in
Deutschland insgesamt. Allerdings lag Sachsen deutlich vor Sachsen-Anhalt (58 Mrd.
DM) und Brandenburg (50 Mrd. DM). Mit rund 17.900 DM je Einwohner erreichte das
Bruttoinlandsprodukt jedoch lediglich 50,2 % des westdeutschen Durchschnitts.
Die übergangslose Einführung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen am 3. Okto-
ber 1990 hat auch in Sachsen die wirtschaftlichen Schwächen des alten Systems offen-
gelegt. Als Nebeneffekt des sozialistischen Systems der Wirtschaftsplanung hatten alle
östlichen Planwirtschaften einen stark ausgebauten Industriesektor. Darüber hinaus
hatte Sachsen als alter Industriestandort, der auch in der DDR fortentwickelt worden
war, 1989 einen bedeutenden Produktionssektor, in dem über 54 % der Berufstätigen
beschäftigt waren. Innerhalb des produzierenden Gewerbes besaßen der Maschinen-
und Fahrzeugbau herausragende Bedeutung; in dieser Branche waren knapp 400.000
Arbeitskräfte tätig, das waren immerhin 15,5 % des gesamten sächsischen Erwerbspo-
tenzials. Zu den dominierenden Branchen gehörten darüber hinaus die Leichtindustrie
mit rund 215.000 Beschäftigten (8,4 %), die Bauwirtschaft mit rund 187.000 Beschäf-
tigten (7,3 %), die Elektroindustrie mit 169.000 Beschäftigten (6,6 %) sowie die Textilin-
dustrie mit 151.000 Beschäftigten (5,9 %). Für die Textilindustrie war Sachsen innerhalb
der früheren DDR der herausragende Standort; rund 71 % der gesamten Beschäftigten
dieser Branche entfielen auf Sachsen. Dem hohen Gewicht der Industrie entsprach ein
unterdurchschnittlicher Dienstleistungsanteil von nur knapp 39 % in Sachsen.
Mit der Transformation des staatlichen Wirtschaftssektors (Privatisierung) wurde eine
Aufgabe in Angriff genommen, die in der Geschichte Deutschlands ohne Beispiel ist. In
Sachsen betreute die Treuhandanstalt insgesamt 3.832 Unternehmen, deren Umstruk-
turierung/Privatisierung bis Ende 1992 zu rund drei Viertel der Fälle bewerkstelligt wor-
den ist. Hierzu zählten auch 31 Großkombinate, worunter der TAKRAF Schwermaschi-
nenbau in Leipzig mit knapp 33.000 Beschäftigten, die Sächsischen Baumwollspinne-
reien und Zwirnereien in Flöha mit über 13.000 Beschäftigten und die baukema-Bau-
und Gießereimaschinen in Leipzig mit rund 12.500 Beschäftigten Ende 1989 die be-
deutendsten waren. Ein Jahr später verfügten die genannten drei Unternehmen zu-
sammen nur noch über knapp 400 Beschäftigte.
Das Ausmaß der fehlenden Konkurrenzfähigkeit der sächsischen Industrie - wie die der
neuen Bundesländer insgesamt - führte schneller zu negativen Auswirkungen als all-
gemein erwartet. Denn im Vergleich mit Westdeutschland operierte die DDR-Wirtschaft
mit arbeitsintensiveren Produktionsprozessen und großenteils veralteten und reparatur-
anfälligen technischen Ausrüstungen. Daraus resultierte ein erheblicher Produktivitäts-
rückstand, der zusammen mit den seit Schaffung der Währungsunion erfolgten Lohner-
höhungen zum weitgehenden Verlust der Konkurrenzfähigkeit der erzeugten Produkte
9führte. Im verarbeitenden Gewerbe Sachsens sank die Zahl der Beschäftigten bis Ende
1992 um rund 226.000, d.h. um 34,5 %.
Diesem schockartigen Abbau von Arbeitsplätzen konnte mit den in den alten Bundes-
ländern bewährten klassischen Instrumenten der Struktur- und Arbeitsmarktpolitik nicht
wirksam genug begegnet werden. Die Sächsische Staatsregierung war deshalb ge-
zwungen, ergänzend zu den globalen wirtschaftpolitischen Maßnahmen des Bundes mit
fortschreitender De-Industrialisierung zahlreiche weitere Einrichtungen und Instrumente
zu schaffen (zum Beispiel HERKULES, ATLAS, ZEUS), die zudem den regionalen Ge-
gebenheiten und sächsischen Besonderheiten Rechnung tragen sollten (siehe unten).
2.2 Wandel der Rahmenbedingungen für technologische
Innovationen in der Wirtschaft
Das hohe Wirtschaftspotenzial in Sachsen basierte auf einem ausgeprägten Wissens-
potenzial, das auch zu DDR-Zeiten einen hohen Stand aufwies. Neben Berlin verfügte
Sachsen über die dichteste Konzentration von Bildungs- und Forschungseinrichtungen.
Diese Institutionen hatten - trotz vielfältiger Eingriffe, Beschränkungen und Hemmnisse
- ein beachtliches Leistungsniveau (vgl. Meyer 1994, S. 14).
Zur Jahreswende 1989/1990 bestand in Sachsen eine differenzierte Forschungsland-
schaft, in der insgesamt rund 33.500 (DDR insgesamt: 140.000) Personen in Forschung
und Entwicklung tätig waren (vgl. Tabelle 1). Davon waren dem Bereich der Akademie
der Wissenschaften 4.890 (DDR insgesamt: 18.300) Forscher und Forscherinnen zuzu-
rechnen und auf die Universitäten und Hochschulen entfielen 4.226 (DDR insgesamt:
14.000) Personen. In den wichtigsten produzierenden Bereichen in Sachsen, also in der
Industrie, dem Bauwesen und dem Verkehrswesen waren knapp 24.000 (DDR insge-
samt: 82.000) Wissenschaftler/Wissenschaftlerinnen und Techniker/Technikerinnen be-
schäftigt. Dabei betrug das Verhältnis des sonstigen in Forschung und Technik be-
schäftigten Personals zur Anzahl von Forschern/Forscherinnen und Technikern/ Tech-
nikerinnen in der DDR insgesamt 1:2, in der Akademie der Wissenschaften 2:3 und im
Hochschulwesen 1:3 (vgl. VADEMECUM 1990, S. XVI). Diese Relationen dürften auch
für Sachsen Gültigkeit gehabt haben.
Die Verteilung des FuE-Personals lässt erkennen, dass innerhalb des Wissenschafts-
und Forschungssystems der DDR und damit auch Sachsens die Universitäten, Techni-
schen Universitäten und Technischen Hochschulen keine zentrale Rolle als For-
schungsstätten spielten. Sie waren primär auf die Ausbildung des wissenschaftlichen
Nachwuchses ausgerichtet, während Forschungsaktivitäten schwerpunktmäßig an den
Akademie-Instituten stattgefunden haben. Die vier zentralistisch organisierten Akade-
mien - Akademie der Wissenschaften, Akademie der Landwirtschaftswissenschaften,
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Bauakademie und Akademie der Pädagogischen Wissenschaften - bildeten mit ihren
großen Forschungsinstituten die Eckpunkte des nach sowjetischem Vorbild gestalteten
Systems außeruniversitärer Forschung (vgl. Förtsch 1997, S. 28). Sie besaßen wie
Hochschulen das Promotions- und Habilitationsrecht.











der Akademie der Wissenschaften (9) 4.890 2.590
Universitäten und Hochschulen und deren naturwissen-
schaftlich-technische Sektionen und Forschungsgebiete (11) 4.226 4.111
Forschung und Entwicklung in Industriebetrieben (86)
Darunter:
– Energie- und Brennstoffindustrie (8) 1.535 1.020
– Elektrotechnik und Elektronik (18) 10.300 6.590
– Maschinen- und Fahrzeugbau (19) 7.570 4.830
– Metallurgische und Kali-Industrie (5) 1.650 1.010
– Chemische Industrie (14) ....b) ....b)
– Bauwirtschaft (4) 720 550
– Verkehrswesen (1) 200 150
– Leichtindustrie (11) 1.560 835
– Nahrungsgüterwirtschaft (2) 110 85
Weitere Einrichtungen der Forschung und Entwicklung (6) 730 380
Insgesamt 33.491 22.151
Nachrichtlich: DDR insgesamt 140.000 ....b)
a) in Klammer Anzahl der dazugehörigen Forschungseinheiten
b) kein Wert vorhanden.
Quelle: Eigene Berechnungen nach Forschung in der DDR (1990).
Beide Teile des Wissenschaftssystems - Akademie-Institute und Hochschulen - bestan-
den weithin getrennt nebeneinander; es gab wenig Kooperationsbeziehungen und kaum
personelle Durchlässigkeit zwischen beiden. Die an den Hochschulen verbliebenen
Forschungsfelder waren auf unmittelbaren Anwendungsbezug orientiert. Grundlagen-
forschung war die Domäne der Akademie-Institute. Die starke Anwendungsorientierung
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der Universitäten nutzte die Industrie in Form von Forschungsaufträgen, die sie direkt
an diese erteilte. Der Personalaustausch Industrie-Hochschule war tägliche Praxis.
Nach der Wende wurden die vorhandene Forschungslandschaft bzw. die Wissen-
schaftseinrichtungen neu strukturiert und personell erneuert. Dieser Umbau erfolgte auf
der Grundlage des Einigungsvertrages und der vom Sächsischen Landtag beschlosse-
nen Gesetze unter Mitwirkung legitimierter Vertretungsgremien der sächsischen Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen (vgl. Meyer 1994, S. 14). Der damit verbundene
Transformationsprozess vollzog sich allerdings vor einem sich dramatisch verändern-
den ökonomischen Hintergrund.
Mit dem Niedergang der Industrieproduktion in Sachsen erfolgte ein rascher Abbau der
industriellen und industrienahen Forschung: Die Zahl von rund 24.000 Industriefor-
schern und Industrieforscherinnen reduzierte sich von Anfang 1990 bis Ende 1992 auf
etwa 10.000; jeder Dritte bzw. jede Dritte davon war in einer Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahme. Der Anteil des FuE-Personals an den Industriebeschäftigten verringerte sich
damit von 2,4 % 1989, auf 1,1 % 1991 und auf 0,9 % 1992.
Mit der Verstärkung der Privatisierungsanstrengungen der Treuhandanstalt (THA) san-
ken auch die Möglichkeiten, die FuE-Potenziale zu sichern. Obwohl die THA beim Ver-
kauf der Unternehmen den Erhalt von FuE-Ressourcen durchzusetzen versuchte, wei-
gerten sich immer mehr Erwerber von Industrieunternehmen, FuE-Beschäftigte zu über-
nehmen. Die Anzahl von Betrieben, die als „verlängerte Werkbänke“ westdeutscher und
ausländischer Mutterunternehmen fungierten, wuchs (vgl. Holland/Kuhlmann 1995, S.
198). Auch in den Unternehmen, die sich zunächst noch im Zuständigkeitsbereich der
THA befanden, nahm die Anzahl der FuE-Beschäftigten schneller als die Gesamtbe-
schäftigtenzahl ab. Allein zwischen Oktober 1991 und April 1992 verringerte sich in
Sachsen das FuE-Personal in THA-Unternehmen um 8.327 (48,4 %) Forscher/ For-
scherinnen und Techniker/Technikerinnen, während die Beschäftigten insgesamt in die-
sem Unternehmenssegment um 46,4 % (201.529 Personen) sank (vgl. Treuhandanstalt
1992).
Im Zuge des breiten Abbaus und/oder der Abspaltung von FuE-Personal aus Institutio-
nen der Wirtschaft und Wissenschaft sowie des Versuches, sich an die Bedingungen
der Marktwirtschaft anzupassen, entstanden mehr und mehr privatisierte „Forschungs-
GmbH“. Ihr institutioneller Ursprung waren ehemalige wissenschaftlich-technische Zent-
ren, FuE-Institute oder FuE-Abteilungen der früheren Kombinate, Betriebe und Ministe-
rien sowie wissenschaftliche Einrichtungen der ehemaligen Akademie der Wissen-
schaften.
Von den 117 Forschungs-GmbH, die im Januar 1991 in Ostdeutschland existierten,
hatten 56 (47,9 %) ihren Sitz in Sachsen. Trotz des ungünstigen wirtschaftlichen Um-
felds und problematischer Entwicklungsperspektiven dieser spezifisch ostdeutschen
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Form von FuE-Einrichtungen stieg deren Zahl bis 1993 in den neuen Ländern insge-
samt auf 182 Einheiten an, wovon 71 (39,0 %) in Sachsen ansässig waren (vgl. Kohn
2001). Der fachliche Schwerpunkt dieser Einrichtungen lag dabei in den Bereichen Fer-
tigungstechnik, Informationstechnik, Materialwissenschaften, aber auch Medizintechnik,
physikalische und chemische Technologien sowie die Umwelttechnik waren vertreten.
Die Sächsische Staatsregierung sah in den ausschließlich mit Landesmitteln geförder-
ten Forschungs-GmbH eine wichtige Ergänzung zur bereits bestehenden bzw. übrig
gebliebenen FuE-Infrastruktur, vor allem im Hinblick auf deren ingenieurwissenschaftli-
ches Potenzial in der Anwendungsentwicklung, Auftragsforschung sowie im Enginee-
ring.
Vor dem Hintergrund der beschriebenen Ausgangssituation ist nachfolgend die sich
Mitte 1992 konstituierende sächsische Technologiepolitik zu bewerten. Staatlicher
Handlungsbedarf resultierte aus folgenden Problemfeldern: Anfang der neunziger Jahre
waren schon viele Industrieforscher und -forscherinnen nach Westdeutschland abge-
wandert, andere hatten sich beruflich umorientiert und eine dritte Gruppe war arbeitslos.
Die FuE-Sachausstattung in den privatisierten oder neugegründeten Unternehmen war
unzureichend und für die Vergabe externer FuE-Aufträge fehlten die Finanzmittel, so
dass auch die Forschungs-GmbH mit schwierigen Existenzbedingungen zu kämpfen
hatten. Zusammen mit den Fördermaßnahmen des Bundes und der Europäischen
Kommission musste deshalb auch der Freistaat im Rahmen seiner Haushaltsmöglich-
keiten einen Beitrag leisten, um das Verschwinden einer kritischen Masse an FuE-
Potenzial in Sachsen zu verhindern.
2.3 Die Technologiepolitik in Sachsen: Ein Rückblick
Die Sächsische Staatsregierung legte im Juli 1992 mit den „Leitlinien zur Technologie-
politik“ (SMWA 1992) ein erstes umfassendes Konzept für die industrienahe Forschung
und Entwicklung im Freistaat Sachsen vor. Diese Leitlinien definierten die Ziele einer
wirtschaftsnahen Technologiepolitik sowie sogenannte Schlüsseltechnologien, fassten
kurzfristige Maßnahmen zur Erhaltung der Forschungs- und Entwicklungs-Infrastruktur
ins Auge, umrissen die Förderinstrumente und Maßnahmen und beschrieben das
Spektrum der vorgesehenen Institutionen zur Umsetzung der Technologiepolitik. Auf
der Basis dieser Leitlinien wurden diejenigen politischen Entscheidungen und Förder-
maßnahmen ausgearbeitet, mit deren Hilfe eine moderne, wissenschaftlich-technische
Infrastruktur geschaffen und die Innovationskraft der Unternehmen verbessert werden
sollten mit dem Ziel, eine leistungsfähige und wettbewerbsstarke Wirtschaft mit zu-
kunftssicheren Arbeitsplätzen zu entwickeln.
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„Mit den technologiepolitischen Leitlinien will die Staatsregierung die Rahmenbedingun-
gen für eine innovationsorientierte Wirtschaftsentwicklung im Freistaat Sachsen verbes-
sern. Es sollen keine überalterten Forschungsstrukturen erhalten werden. Im Vorder-
grund steht der Aufbau einer hochleistungsfähigen, wissenschaftlich technischen Infra-
struktur, mit der Sachsen in Zukunft im Standortwettbewerb der hochentwickelten Regi-
onen Europas und der Welt einen Spitzenplatz einnehmen kann“ (SMWA 1993, S. 241).
Als prioritäre Technologiegebiete definierten die Leitlinien neun Schlüsseltechnologien:
– Materialwissenschaften,
– Energietechnik,
– Physikalische und Chemische Technologien,






In einem dem Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit zugeordneten Beraterkreis sollte
ein regelmäßiger Dialog zwischen Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft, Kommunal-
politik und Staatsregierung geführt werden. Um sich auf diese neuen technologischen
Entwicklungen rechtzeitig einstellen zu können, sollten Vorschläge für eine Koordinie-
rung von Wirtschafts- und Wissenschaftspolitik einerseits und den Aktivitäten der Wirt-
schaft andererseits erarbeitet werden. Darüber hinaus sollte der Beraterkreis zukunfts-
orientierte Leitprojekte (Förderschwerpunkte) zur Sicherung und Stärkung der langfristi-
gen technologischen Wettbewerbsfähigkeit vorschlagen (vgl. ausführlicher 2.3.4).
Die Umsetzung der im Beraterkreis definierten Leitprojekte war mit Unterstützung eines
Projektträgers fachlich abzustimmen und möglichst in Form von Verbundprojekten zur
Bewilligung vorzulegen. Hierbei wurde eine enge Abstimmung mit den von der Bundes-
regierung und der EU initiierten Förderprogrammen gesucht, um Doppelaktivitäten zu
vermeiden und um sinnvolle Kombinationen zu erreichen (vgl. SMWA 1993, S. 242).
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Situation in Sachsen war klar, dass FuE-
Anstrengungen der Wirtschaft der finanziellen Unterstützung bedurften. Bei den zum
Einsatz kommenden technologiepolitischen Fördermaßnahmen sollte grundsätzlich die
Hilfe zur Selbsthilfe und der subsidiäre Charakter im Vordergrund stehen. Innerhalb der
konzipierten Förderkulisse kam im Einzelnen die Förderung folgender Maßnahmen in
Betracht (vgl. SMWA 1993, S. 243 f.):
– Entwicklung innovativer marktnaher Produkte oder Produktionsverfahren,
– Investitionen in moderne (Fertigungs-)Technologien,
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– Unterstützung technologieorientierter Unternehmensgründer und -gründerinnen,
– Unterstützung von Technologiezentren,
– Zeitlich begrenzte Projektförderung außeruniversitärer wirtschaftsnaher For-
schungseinrichtungen,
– Förderung von Investitionen in außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungs-
einrichtungen,
– Förderung neuer bzw. neuartiger Produkte und Verfahren (einzelbetriebliche und
Verbundprojektförderung).
Allerdings war das technologiepolitische Handeln des mit der Einheit Deutschlands wie-
dererstandenen Freistaats Sachsen während der Jahre 1991 und 1992 zunächst
schwerpunktmäßig auf die Hochschulen und weite Teile des Wissenschaftssystems,
gemäß dem föderalen Zuständigkeitsprinzip, gerichtet. Für den Strukturwandel der Wis-
senschaftslandschaft waren diejenigen Zielvorstellungen maßgebend, die der Wissen-
schaftsrat in seinen Empfehlungen zur Perspektive der Hochschulen in den 90er Jahren
und in seinen allgemeinen und übergreifenden Empfehlungen zur Neustrukturierung der
außeruniversitären Forschungseinrichtungen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR for-
muliert hatte (vgl. Wissenschaftsrat 1990).
Diese in den Geschäftsbereich des Sächsischen Staatsministeriums für Wissenschaft
und Kunst (SMWK) fallenden Maßnahmen waren (vgl. BMFT 1993, S. 310):
– die Stärkung der Grundlagenforschung an den Hochschulen und Sicherung der
Einheit von Lehre und Forschung durch den Aufbau eines leistungsfähigen und
vielgestaltigen Hochschulsystems,
– die strukturelle Verbesserung der Forschungslandschaft durch Neugründungen,
Standortentscheidungen für Großgeräte, gemeinsame Programme von Bund und
Land und durch Erhöhung des Anteils der gemeinsam geförderten Forschungsein-
richtungen mit hohem Bundesanteil,
– die Gründung der vom Wissenschaftsrat empfohlenen geisteswissenschaftlichen
Zentren und Max-Planck-Institute,
– die weitere Verflechtung der außeruniversitären mit der universitären Forschung
durch Gründung von An-Instituten und durch gemeinsame Berufungen von leiten-
den Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen der beiden Bereiche,
– die Verbesserung der Ausstattung der Hochschulen und der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen durch Bau-, Sanierungs- und Geräteinvestitionsmaß-
nahmen.
Die Erneuerung der Universitäten und Hochschulen des Freistaates Sachsen wurde auf
der Grundlage des Hochschulerneuerungsgesetzes und des Hochschulstrukturgesetzes
in sehr kurzer Zeit vollzogen.
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Die per 1. Januar 1992 erfolgten Neugründungen von außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen in Sachsen entsprachen in ihrer Struktur von Trägerschaft und Finanzie-
rung denen in den alten Bundesländern.
Um Synergieeffekte zwischen Wissenschaft und industrieller Anwendung auf strate-
gisch wichtigen Technologiefeldern sicherzustellen, wurde 1993 für die Zusammenar-
beit zwischen dem Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit sowie dem
Sächsischen Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst eine interministerielle Ar-
beitsgruppe etabliert (vgl. SMWA 1994, S. 230).
Die in die Zuständigkeit des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit
(SMWA) fallende Technologiepolitik zielte darauf ab, eine enge Verknüpfung zwischen
der Forschung in zukunftsrelevanten Forschungsschwerpunkten, dem raschen Tech-
nologietransfer und einer offensiven Nutzung neuer Technologien auch durch kleine
und mittlere Unternehmen zu schaffen. Die Zukunftsfähigkeit der sächsischen Wirt-
schaft sollte entscheidend beeinflusst werden:
– durch die Grundlagen- und angewandte Forschung in leistungsfähigen For-
schungseinrichtungen und dem sich anschließenden
– breiten Technologietransfer in die angewandte Forschung der Entwicklungsabtei-
lungen der Unternehmen.
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die ergriffenen Maßnahmen zielführend
angelegt waren, da die wesentlichen Akteure, die von der Technologiepolitik erreicht
werden konnten, die Unternehmen und die wissenschaftlichen Einrichtungen waren.
Durch die Verknüpfung der Forschungsförderung mit der Vorgabe von Zukunftstechno-
logien sollte eine lediglich nachholende Innovationstätigkeit auf Technologiefeldern, die
bereits Stand der Technik waren, weitgehend vermieden werden.
Allerdings hat sich auch gezeigt, dass die Zusammensetzung des für die Formulierung
technologiepolitischer Empfehlungen etablierten Beirats des SMWA nicht alle Akteure
berücksichtigte, die für die Ausgestaltung der Wirtschafts- und damit auch Beschäfti-
gungspolitik zuständig und notwendig sind. So waren Vertreter und Vertreterinnen der
Gewerkschaften nicht als Akteure in diesem Gremium vertreten und hatten somit keine
Möglichkeit, schon im Vorfeld die sächsische Technologie- und Innovationspolitik an
verantwortlicher Stelle mitzuwirken.
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3. Die aktuelle Technologiepolitik
3.1 Zielsystem und Zuständigkeiten
Ein besonderes Merkmal der sächsischen Technologiepolitik ist ihre Kontinuität. Die
1992 aufgestellten Leitlinien stellen die bis heute gültige Grundlage für technologiepoli-
tische Maßnahmen dar und wurden zwischenzeitlich nur graduell – insbesondere im
Bereich der Förderprogramme – modifiziert und ergänzt (Nothnagel/Ennen 1996;
Nothnagel/Voigt 2001; Nothnagel/Voigt/Pfalzgraf 2001).
Während Ende der 90er Jahre die Situation bei den Hochschulen und staatlich finan-
zierten Forschungseinrichtungen in Sachsen mit der in den alten Bundesländern schon
weitgehend vergleichbar war und deren Leistungsfähigkeit sehr positiv beurteilt wird,
sind im Wirtschaftssektor noch Defizite im Hinblick auf die Innovationskraft zu konstatie-
ren, die weiterhin staatliche Unterstützungsmaßnahmen erforderlich machen. Dies vor
allem vor dem Hintergrund, dass sich die sächsische Wirtschaft verstärkt auf nachhaltig
tragfähige Strukturen umorientieren muss, wobei die Anwendung von Schlüsseltechno-
logien eine große Rolle spielt. Sachsen belegt hier zwar im Vergleich zu den anderen
ostdeutschen Ländern gute Plätze (vgl. DG Bank 2001, S. 30 ff.): So haben über 25 %
aller ostdeutschen High-Tech-Unternehmen ihren Sitz in Sachsen; relativierend muss
allerdings auch der entsprechend hohe Bevölkerungsanteil von 30 % angeführt werden.
Gegenüber den meisten alten Bundesländern ist dennoch auf fast allen Technologiege-
bieten ein Rückstand festzustellen.
Vor diesem Hintergrund besitzen die ursprünglichen Ziele der sächsischen Technolo-
giepolitik, die Innovationskraft der Unternehmen zu erhöhen und die wissenschaftstech-
nische Infrastruktur auf hohem Niveau zu gewährleisten, auch zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts noch Gültigkeit. Dieses Zielsystem dient damit den übergeordneten Zielen, die
Leistungsfähigkeit und Wettbewerbskraft der Wirtschaftsunternehmen zu stärken, lang-
fristig tragfähige Arbeitsplätze zu schaffen und die Anziehungskraft Sachsens als Wirt-
schaftsstandort für in- und ausländische Investoren zu erhöhen. Damit soll wiederum
die Wachstumsdynamik in Sachsen gesteigert werden. Zur Umsetzung ihrer spezifi-
schen Zielsetzungen (Programmzielebene) bedient sich die sächsische Technologiepo-
litik eines Strategiebündels. Dieses besteht aus der Festlegung prioritärer Technolo-
giefelder (Schlüsseltechnologien), der effizienten Gestaltung einer FuE-Infrastruktur
sowie der Erschließung bzw. Steigerung der Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer
technologie-orientierter Unternehmen. Diese Strategieelemente werden durch eine Rei-
he von Förderprogrammen in ihrer Funktionsfähigkeit gestärkt (vgl. Übersicht 1).
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Programm- Hohe Innovationskraft der Unternehmen









– Institutionelle und Projektförderung (Einzel und Verbundprojekte)
– Unterstützung gewerblicher technologischer Innovationen
– Modernisierung und Erweiterung der FuE-Infrastruktur
Quelle: Eigene Darstellung.
3.2 Strategische Aktionsfelder
Unter Berücksichtigung der Ziellogik der sächsischen Technologiepolitik konzentrieren
sich die auf die Unterstützung von Forschung und Entwicklung abzielenden Förder-
maßnahmen schwerpunktmäßig auf die explizit genannten neun Schlüsseltechnologie-
bereiche (siehe oben), bei denen künftig hohe Wachstumsraten erwartet werden.
Ebenfalls von hoher Bedeutung sind die damit verbundenen Multiplikatoreffekte und
Impulswirkungen für die sächsische Wirtschaft insgesamt, etwa in Form von Kristallisa-
tionskernen für innovationsorientierte industrielle Cluster. Inzwischen stellen die erfolg-
reichen Ansiedlungen aus dem Bereich der Mikroelektronik gute Beispiele für Erfolge
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dieser Politik dar. Auch im Maschinenbau, dem Automobilbau und der Mikrosystem-
technik zeigen sich positive Entwicklungen.
Im Rahmen der weitgehend konsolidierten FuE-Infrastruktur spielen vor allem im wirt-
schaftsnahen Forschungsspektrum nach wie vor die Forschungs-GmbH als Dienst-
leister für KMU ohne ausreichende eigene FuE-Ressourcen eine wichtige Rolle. Von
den seinerzeit als entwicklungsfähig eingestuften 42 Einrichtungen sind bis heute 34
sächsische Forschungs-GmbH übrig geblieben, die sich aus gewinnorientierten und
gemeinnützigen (gGmbH, e.V.) zusammen setzen (siehe Übersicht 2). Während erstere
zunehmend auf staatliche Unterstützung verzichten können, hat sich bei letzteren die
durchschnittliche Zuschussquote von anfangs maximal 35 % auf weniger als 10 % ver-
ringert.
Aus der Gruppe der Forschungs-GmbH sind in der Zwischenzeit High-Tech-
Produktionsunternehmen, innovative Dienstleister oder selbstständige Institute entstan-
den; einige haben sich wieder in Unternehmen integriert. Sie sind nicht nur zu leis-
tungsfähigen Technologieanbietern für sächsische Unternehmen geworden, auch wenn
diese erst 10 % ihrer Forschungsleistungen durch externe Anbieter erbringen lassen,
sondern sie agieren auch zunehmend auf ausländischen Märkten. Das SMWA hat für
den Transformationsprozess dieser FuE-Infrastruktur in den 90er Jahren insgesamt
195 Mill. DM Fördermittel eingesetzt, davon 55 Mill. DM für FuE-Projekte. Die Zahl der
jährlich geförderten Projekte schwankte in der Regel zwischen 40 und 50. Durch die im
Rahmen der Förderprojekte häufig erfolgende Zusammenarbeit zwischen Forschungs-
GmbH und Industrieunternehmen sind sie auch als ein wesentlicher Träger der techno-
logischen Kooperation anzusehen.
Das SMWA erachtet die Forschungs-GmbH als geeigneten Partner für Unternehmen
bei der Produktentwicklung, als Verbindungsglied zwischen Grundlagenforschung und
gewerblicher Wirtschaft sowie als Multiplikator im Innovationsprozess und wird diese
soweit erforderlich auch weiterhin unterstützen (zu weiteren Einzelheiten siehe: FuE-
Handbuch Sachsen 2002). Allerdings ist von Plänen des SMWA zu lesen, nach denen
die institutionelle Förderung der Forschungs-GmbH 2005 auslaufen soll.
Die Förderung von FuE im Freistaat Sachsen muss insbesondere an die kleinen und
mittleren Unternehmen adressiert sein, da Großunternehmen mit starker eigener FuE
- von wenigen Ausnahmen abgesehen - fehlen. Vor allem im Hinblick auf die Schaffung
eines leistungsfähigen Mittelstands gelten die technologieorientierten KMU als Nukleus
für die zu erwartende Herausbildung innovativer Industriecluster.
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Übersicht 2: Gemeinnützige und Gewerbliche Forschungs-GmbH im
Freistaat Sachsen  (Stand: Ende 2001)
Gemeinnützige Forschungs-GmbH Gewerbliche Forschungs-GmbH
Institut für Holztechnologie Dresden gGmbH,
Dresden
Von Ardenne Anlagentechnik GmbH,
Dresden
Papiertechnische Stiftung
Institut für Zellstoff und Papier, Heidenau
IBN GmbH Dresden Gesellschaft für indus-
trielle Forschung und Technologie, Dresden




Förderverein Institut für Medizintechnik e.V.,
Radebeul
Ingenieurbüro für Verpackung, Dresden
Verein zur Förderung von Innovationen in der
Keramik e.V., Keramik-Institut, Meißen




VAD Video-Audio-Design GmbH, Dresden
Forschungsinstitut für Leder und Kunststoff-
Bahnen gGmbH, Freiberg






Vogtländischer Verein für Musikinstrumenten-
bau und Innovation e.V.
Institut für Musikinstrumentenbau, Zwota
Institut für Stahlbau Leipzig GmbH, Leipzig
CeWOTec gGmbH, Chemnitz HFB Engineering GmbH, Leipzig
Akademie Mylau/Vogtland e.V., Mylau IfG Institut für Gebirgsmechanik GmbH,
Leipzig
Sächsisches Institut für die Druckindustrie
GmbH, Leipzig
Egenolf Prüftechnik Leipzig GmbH, Leipzig
Kunststoffzentrum in Leipzig gGmbH, Leipzig IFF Engineering & Consulting GmbH, Leipzig
Institut für Energetik und Umwelt gGmbH,
Leipzig
SINUS Meßtechnik GmbH, Leipzig
Zentrum für Material- und Umwelttechnik
GmbH, Freiberg
SLG mbH-Ingenieurtechnik, Chemnitz




Umweltschutz Leipzig GmbH, Leipzig
Von Ardenne Institut für Angewandte
Medizinische Forschung GmbH, Dresden
IBExU Institut für Sicherheitstechnik GmbH,
Freiberg
Quelle:  Eigene Darstellung nach Auskünften des SMWA (2002).
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3.3 Instrumente und Maßnahmen
Zur Erreichung der technologiepolitischen Ziele führt der Freistaat Sachsen eine Reihe
von Maßnahmen der Technologiepolitik durch, soweit sie im Rahmen einer sozialen
Marktwirtschaft und angesichts der Sondersituation, die sich aus dem Umbruch von
1989 ergibt, opportun sind. Konkret umgesetzt sind in den aktuell geltenden Förder-
richtlinien (vgl. Sächsische Staatskanzlei 2001) folgende Programme:
- Förderung der Entwicklung neuer bzw. neuartiger Produkte und Verfahren (Ein-
zelbetriebliche Projektförderung),
- Förderung innovativer, technologieorientierter Verbundprojekte auf dem Gebiet
der Zukunftstechnologien,
- Projektförderung „Unterstützung von Technologiezentren“ im Freistaat Sachsen,
- Förderung des Schutzes von Innovationen (Patentförderung),
- Förderung zur Beschäftigung von Innovationsassistenten (Innovationsassistenten-
Programm),
- Gewährung von Zuwendungen für Investitionen in außeruniversitären wirtschafts-
nahen Forschungseinrichtungen (Investitionsförderung).
Einzelbetriebliche und Verbundprojektförderung
Beide Programme gewähren Unternehmen mit einer Betriebsstätte in Sachsen sowie
außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen in Sachsen Fördermittel
in Form von Zuwendungen (Anteilfinanzierung), wenn das finanzielle Risiko die Durch-
führung des Projekts gefährdet (vgl. VDI/VDE-IT/Prognos 2001, S. 20ff.). Neuerdings
zählen auch Unternehmen des wirtschaftsnahen Dienstleistungssektors zu den berech-
tigten Antragstellern. Die Zuwendungen sollen über die Minderung des wirtschaftlichen
und technischen Risikos einen Anreiz zur Entwicklung neuer oder neuartiger Produkte
und Verfahren in den neun Schlüsseltechnologiebereichen bieten. Sie sind nicht rück-
zahlbar oder bedingt rückzahlbar. Nach den aktuell geltenden Förderrichtlinien kann
sich der Freistaat Sachsen eine Beteiligung am wirtschaftlichen Ergebnis bis zur Zu-
wendungshöhe vorbehalten.
Beide Förderprogramme unterscheiden ab 1995 die grundlagenorientierte, mit einem
höheren Risiko behaftete „Industrielle Forschung“ und die marktnähere „Vorwettbe-
werbliche Entwicklung“. Der konstituierende Unterschied beider Förderprogramme liegt
darin, dass jeder Antragsberechtigte eine einzelbetriebliche Maßnahme selbst beantra-
gen und das FuE-Projekt allein durchführen kann, während bei der Verbundförderung
mehrere Unternehmen miteinander oder Unternehmen mit einer Forschungseinrichtung
kooperieren müssen.
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Von 1992 bis 2000 haben 900 sächsische Unternehmen und wissenschaftliche Ein-
richtungen fast 2000 Projekte durchgeführt, die das SMWA mit 850 Mill. DM gefördert
hat. Von den Geförderten hatten drei Fünftel weniger als 50 Beschäftigte und nur 5 %
über 500 Beschäftigte.
Technologiepolitisch genießen Verbundprojekte nach Auffassung der sächsischen
Staatsregierung eine besondere Priorität, da Partnerschaften zwischen Unternehmen
und Forschungseinrichtungen eine notwendige Voraussetzung und tragfähige Perspek-
tive für die weitere wirtschaftliche Entwicklung darstellen. In den 90er Jahren ist der
Anteil der Verbundprojekte - gemessen an den ausgezahlten Zuschüssen - zunächst
beträchtlich von 15 % (1992) auf 60 % (1994) angestiegen, hat sich in der Folgezeit bis
1998 wieder annähernd halbiert (33 %) und schließlich bei 40 % (1999/2000) stabilisiert
(vgl Abbildung 1). Bei den außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungseinrichtun-
gen dominieren hingegen eindeutig die Verbundprojekte.
Abbildung 1: Anteile der einzelbetrieblichen FuE-Projekte und der Verbund-
projekte an den von 1992 bis 2000 durch das SMWA ausge-
zahlten Fördermitteln - in % -
Quelle:  Nothnagel, Voigt, Pfalzgraf (2001), S.6, eigene Berechnungen.
Allerdings haben sich die Gewichte der Technologiepolitik im Verlauf der 90er Jahre er-
heblich verschoben. Während bis 1995 die vier Bereiche physikalische und chemische
Technologien, Fertigungstechnik, Informationstechnik und auch die Mikrosystemtechnik
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erst ab Mitte der 90er Jahre ihre führende Rolle, während die anderen, insbesondere
die Fertigungstechnik, erheblich an Bedeutung verloren. Mit Ausnahme der Projekte im
Bereich physikalische und chemische Technologien sind die gewährten Zuschüsse für
FuE-Projekte seit 1998 rückläufig; bei einer sich andeutenden Stabilisierung im Bereich
der Informationstechnikförderung (2000).
Abbildung 2: Verteilung der bewilligten Fördermittel für FuE-Projekte im Zeit-
raum 1992 bis 2000, nach Technologiesektoren - in % -
Quelle: Nothnagel, Voigt, Pfalzgraf (2001), S. 8.
Das SMWA legt keine Fördermittelplafonds für die verschiedenen Technologiebereiche
fest. Insofern spiegeln Verteilung und Entwicklung des Fördermitteleinsatzes die Nach-
frage der Unternehmen wider und reflektieren indirekt auch die Schwerpunkte technolo-
gischer Aktivitäten in Sachsen (siehe Abbildung 2). Aus der Verteilung der Fördermittel
kann geschlossen werden, dass die sächsischen Unternehmen in den 90er Jahren eher
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nellen Bereichen durch technologische Modernisierungen aufzuholen, um ihre Leis-
tungsfähigkeit wieder zu gewinnen.
Für die Zukunft plant Sachsen an der bisherigen, insbesondere der betrieblichen, tech-
nologieorientierten Förderung festzuhalten (vgl. VDI/VDE-IT/Prognos 2001). Aus Sicht
des SMWA bietet dieser Förderansatz bei hoher Flexibilität die umfassendsten strategi-
schen Gestaltungsmöglichkeiten. Gemeint ist hierbei eine flexible (KMU-)Förderung in
den Technologiefeldern, die sich um die erfolgreich angeworbenen Großunternehmen
(Kristallisationskerne) weiter entwickeln.
Die einzelbetriebliche und Verbundprojektförderung verfolgen besonders die unten an-
gegebenen Ziele, die sich aus den allgemeinen Zielen der sächsischen Technologiepo-
litik sowie den expliziten Zielen, die in den Förderrichtlinien genannt werden, ergeben
(vgl. Sächsische Staatskanzlei 2001):
- Stärkung der technologischen Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit und der Pro-
duktivität der Unternehmen,
- Entwicklung neuer oder neuartiger Produkte und Verfahren,
- Ausbau einer leistungsfähigen, wissenschaftlich-technischen Infrastruktur (FuE-
Abteilungen in Unternehmen, außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungsein-
richtungen, Instituten und Forschungsgruppen aus Universitäten, Fachhochschu-
len),
- Diffusion der in den Leitlinien zur Technologiepolitik genannten Zukunftstechnolo-
gien,
- Stimulierung eines möglichst dynamischen Wirtschaftswachstums,
- Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Arbeitsplätze,
- Sicherung vorhandener und Schaffung neuer FuE-Arbeitsplätze.
Die Planung des Operationellen Programms zur Strukturförderung des Freistaates
Sachsen von 2000 bis 2006 sieht Mittel von rund 441 Mill. DM für die einzelbetriebliche
Förderung und rund 556 Mill. DM für die Verbundprojektförderung vor, wobei drei Viertel
der Mittel durch den Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung und ein Viertel aus
dem Landeshaushalt aufgebracht werden sollen. Mit Zustimmung der Europäischen
Kommission sollen die Förderrichtlinien der beiden Förderprogramme zukünftig zu-
sammengeführt werden (vgl. VDI/VDE-IT/Prognos 2001).
Unterstützung von Technologiezentren
Um die technologische Entwicklung und die Innovationskraft von Unternehmen in Sach-
sen zu fördern, bezuschusst das Land Betriebe und apparative Ausstattung von Tech-
nologiezentren bzw. fördert diese Technologiezentren in ihrer Gründungs- und Aufbau-
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phase. Die auf die ersten fünf Jahre beschränkten Zuschüsse zu den Betriebskosten
sind in der Regel auf jährlich maximal 200.000 € beschränkt.
Förderung des Schutzes von Innovationen (Patentförderung)
Ziel der Förderung ist die Verbesserung des Rechtsschutzes patentfähiger Ideen und
Forschungsergebnisse, die geeignet sind, zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit klei-
ner und mittlerer Unternehmen beizutragen. Antragsberechtigt sind auch außeruniver-
sitäre wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen und Einzelerfinder mit ständigem
Wohnsitz in Sachsen. Die Erstanmeldung muss beim Deutschen Patentamt erfolgen.
Aufwendungen für die Aufrechterhaltung von Schutzrechten sind höchstens fünf Jahre
förderfähig (maximal 37.500 €). Bis Ende 2000 wurde die Sicherung von 109 Patenten
im Ausland mit einem Fördervolumen von 5 Mill. DM unterstützt.
Förderung zur Beschäftigung von Innovationsassistenten
Dem Ziel, die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und mittleren Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft zu erhöhen, dient auch der Einsatz von Innovati-
onsassistenten. Das SMWA bezuschusst die Beschäftigung von hoch qualifizierten Ab-
solventen und Wissenschaftlern aus Universitäten, Fachhochschulen oder Forschungs-
einrichtungen in KMU zur Bearbeitung von Projekten mit innovativem, technologieorien-
tiertem Inhalt auf dem Gebiet der Zukunftstechnologien. Nach der Förderrichtlinie kön-
nen pro Unternehmen bis zu zwei Innovationsassistenten für jeweils 24 Monate geför-
dert werden. Im Zeitraum von 1995 bis Mitte 2001 wurden 22 Mill. DM Fördermittel an
275 Unternehmen zur Beschäftigung von 362 Innovationsassistenten bewilligt (vgl.
SMWA Pressemitteilung vom 9.8.2001). Von den bis dahin abgeschlossenen Vorhaben
wurden 62 % der Innovationsassistenten in ein Dauerarbeitsverhältnis übernommen
(vgl. Sächsischer Rechnungshof 2001, S. 177).
Zuwendungen für Investitionen in außeruniversitären wirtschafts-
nahen Forschungseinrichtungen
Um die Leistungsfähigkeit von außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungsein-
richtungen, die entweder gemeinnützig sind oder als KMU privatisiert wurden, zu för-
dern, unterstützt der Freistaat Sachsen die Modernisierung der apparativen Ausrüstung




Die nachlassende Wachstumsdynamik und noch bestehende Defizite in der Innovati-
onsfähigkeit der sächsischen Wirtschaft machen deutlich, dass der Aufbauprozess noch
nicht abgeschlossen ist. Vor diesem Hintergrund betrachtet die sächsische Wirtschafts-
und Technologiepolitik als eine wichtige Aufgabe, die Voraussetzungen für Investitio-
nen, Unternehmensgründungen und Innovationen weiter zu verbessern und damit mehr
Wachstum und Arbeitsplätze zu schaffen (Nothnagel/Ossenkopf 2000). Vor allem junge
technologieorientierte Unternehmen (TOU) sollen gefördert werden, von denen erwartet
wird, dass sie mittel- bis langfristig den Strukturwandel stützen und einen wichtigen
Beitrag zur Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit der Wirtschaft Sachsens leisten. In
diesem Zusammenhang werden vor allem Impulse aus Hochschulen oder Forschungs-
einrichtungen im Hochtechnologiebereich als wichtig erachtet.
Neben den auch für die Unternehmensgründer und -gründerinnen offenstehenden
KMU-Technologiefördemaßnahmen gibt es spezifische Programme zur Unterstützung
der Gründung und Stärkung junger Technologieunternehmen in Sachsen. Diese ergän-
zen das seit 1997 existierende Programm der Bundesregierung zur Förderung und Un-
terstützung technologieorientierter Unternehmensgründungen in den neuen Bundeslän-
dern und Berlin (Ost), kurz FUTOUR genannt, in dessen Rahmen bis Ende 1999 insge-
samt mehr als 18 Mill. DM Zuschüsse und rund 19 Mill. DM Beteiligungen für 29 sächsi-
sche Unternehmen in der FuE-Phase bewilligt wurden.
Der Freistaat Sachsen fördert TOU im Rahmen des Projekts „Business Development
Center Sachsen“ (BDCS), das zum Ziel hat, geeignete Personen und Ideen für TOU
aufzuspüren, Unternehmer heranzubilden und bei der Ausarbeitung qualifizierter Unter-
nehmenskonzeptionen unterstützend tätig zu werden. Aus einer Gruppe von 62 Teil-
nehmern an diesem Projekt sind 47 Unternehmensgründungen entstanden (vgl. Ple-
schak 2000). Außerdem begleitet das BDCS – ein Gemeinschaftsunternehmen von fünf
sächsischen Technologie- und Gründerzentren unter Einbeziehung der Daimler Chryl-
ser Aerospace AG – die neu gegründeten Unternehmen durch Coaching und Beratung
bei der Gründungs- und Wachstumsfinanzierung.
In dem 1999 vom SMWA gemeinsam mit dem BDCS und der Infineon Technologies
Dresden GmbH initiierten Sächsischen Gründerwettbewerb „Premiere ´99“ für die Un-
terstützung von Existenzgründungen aus dem Bereich Mikroelektronik und angrenzen-
den High-Tech-Bereichen wurden in der letzten Phase 19 Geschäftsideen von 24 Per-
sonen zur Bewertung eingereicht.
Des Weiteren initiierte das SMWA ein Projekt zur „Stärkung der Frühphasenfinanzie-
rung sächsischer Technologieunternehmen“. In dessen Rahmen hat die Seed Capital
Brandenburg GmbH (SCB) in Dresden eine Geschäftsstelle für Sachsen eröffnet. Ziel
dieses Projekts ist, die Anzahl der Beteiligungen an sächsischen Unternehmen in der
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Frühphase zu steigern und die Akzeptanz von Beteiligungskapital unter den Unterneh-
mern zu fördern. Bis Mai 2000 beteiligte sich SCB an 16 jungen sächsischen Unter-
nehmen mit über 10 Mill. DM.
Insgesamt lässt die rege Beteiligung an den Existenzgründungsprogrammen ein großes
Potenzial für technologieorientierte Gründungen in Sachsen vermuten.
Bewertung der Landesfördermaßnahmen
Die in Sachsen vorzufindende Förderkulisse für die Unterstützung von Forschung und
Entwicklung in Unternehmen und Forschungseinrichtungen ist breit gefächert. In Ta-
belle 2 ist die Entwicklung der vom SMWA ausgereichten Fördermittel im Zeitraum von
1991 bis 1999 und deren Verteilung auf die einzelnen Förderprogramme dargestellt.
Danach hat sich das gesamte Fördervolumen in diesem Bereich von knapp 10 Mill. DM
(1991) auf 166 Mill. DM (1999) erhöht.2 In diesem Zeitraum haben sich die Gewichte
der einzelnen Programme deutlich verschoben. Während Anfang der neunziger Jahre
die Forschungs-GmbH noch eindeutig im Zentrum standen (1991: 100 %; 1992: 57 %),
liegt ihr Finanzierungsanteil derzeit etwa bei 5 %. Stattdessen sind die einzelbetriebli-
chen Projekte und die Verbundförderung eindeutig in den Vordergrund getreten. Ihre
Finanzierungsanteile betrugen 1999 zusammen über 86 % (1992: 30 %).
Dabei hat sich der von der sächsischen Technologiepolitik prioritär gestützte Trend zu-
gunsten der Verbundprojekte ab 1996 nicht fortgesetzt. Insgesamt werden aus der fi-
nanziellen Förderstruktur die Prioritäten der sächsischen Technologiepolitik deutlich
sichtbar.
In den letzten Jahren wurden verschiedene technologiepolitische Instrumente umfang-
reichen Evaluierungen unterzogen. Deren Ergebnisse waren dem Autor nicht in jedem
Fall zugänglich.3 Gesprächsaussagen lassen jedoch den Schluss zu, dass Argumente
zu Gunsten eines allgemeinen gezielteren Einsatzes der Instrumente im Vordergrund
stehen. Ferner setzt sich nach einer zehnjährigen Erfahrung zunehmend die Einsicht
durch, dass die Effizienz der sächsischen Technologiepolitik steigerungsfähig ist, wenn
die verschiedenen Aktivitäten stärker integriert bzw. aufeinander abgestimmt werden.
Es hat sich nämlich gezeigt, dass sich die Erfolgsaussichten für gewerbliche Innovati-
onsprojekte erhöhen, wenn Träger der Förderung und Antragsteller sich zusammen fin-
                                           
2 Laut anderer Quellen sind die in Sachsen eingesetzten Fördermittel in diesem Bereich von 125 Mill.
DM (1995) auf 208 Mill. DM (1999) angestiegen und erreichten damit 43 % der in den neuen Bundes-
ländern insgesamt ausgegebenen Fördermittel (DIW 2001, S. 69).
3 Hierunter fällt zum einen die Evaluation der Forschungs-GmbH in: Arthur D. Little, Technische Univer-
sität Dresden (2000), Evaluation der gemeinnützigen außeruniversitären wirtschaftsnahen For-
schungseinrichtungen in Sachsen, und zum anderen die 2001 im Auftrag des SMWA durchgeführte
Evaluation des Innovationsassistenten-Programms.
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den und problemadäquate und projektspezifische „Förderpakete“ schnüren und die
Projekte weiter betreut werden (Coaching).
Tabelle 2: Verteilung der ausgereichten Fördermittel des SMWA auf Förder-
schwerpunkte  - in Mill. DM -
Förderprogramme 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999
Einzelbetriebliche
Projekte - 6,3 31,0 25,5 24,8 28,6 74,5 74,9 86,8
Verbundprojektför-
derung 1,1 21,2 37,1 37,9 28,6 43,0 36,0 56,4
Innovations-Assis-
tenten-Programm - - - - - 3,0 5,0 3,9 3,2
Patentförderung - - - - - 0,5 0,7 0,6 0,7
Technologieeinfüh-




Projektförderung - 4,5 17,7 17,6 11,1 8,7 1,0 5,0 5,3
Förderung von
Investitionen 9,7 11,3 9,9 1,9 7,5 8,6 6,4 4,0 3,9
Unterstützung von
Technologiezentren - 4,3 8,0 7,3 8,3 11,3 11,5 10,5 9,5
Summe 9,7 27,5 87,8 89,4 89,6 89,3 145,1 137,7 166,1
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Auskünfte des SMWA (2002).
Bundesprogramme
Grundsätzlich steht den sächsischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen die
Beteiligung an den forschungs- und innovationsorientierten Förderprogrammen der
Bundesregierung offen. Mitte der 90er Jahre entfiel darauf über ein Drittel der im Rah-
men hierzu zählender Fördermaßnahmen des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) an
den Wirtschaftssektor der neuen Länder ausgereichten Mittel (vgl. SMWA 1997, S. 129
f).
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Allerdings dürften die eher der technologischen Spitzenförderung zuzurechnenden
Fachprogramme des BMBF für das durchschnittliche sächsische Unternehmen auf-
grund seiner Größe und damit zusammenhängend den beschränkten FuE-Ressourcen
keine Alternative zu den Landesförderprogrammen darstellen. Diesen strukturellen Ge-
gebenheiten kommt die Neuorientierung der Vergabe von Bundesmitteln entgegen, die
im letzten Drittel der 90er Jahre verstärkt die regionalorientierte Komponente der Inno-
vationspolitik berücksichtigte (vgl. Dohse 2000). Zentrales Element dieser von der Bun-
desregierung eingeführten neuen Förderpolitik war die Stimulierung des Wettbewerbs
zwischen Regionen sowie die Förderung regionaler Cluster. Dies erfolgte nicht zuletzt
aus der Einsicht, dass viele Standorte in den neuen Ländern durchaus günstige Vor-
aussetzungen aufweisen, um im Innovationswettbewerb bundesweit mithalten zu kön-
nen. Zur Mobilisierung der wissenschaftlich-technologischen Potenziale wurden von der
Bundesregierung verschiedene regionale Förderinitiativen ins Leben gerufen, die von
dem Grundgedanken ausgehen, dass KMU im Innovationswettbewerb nur durch die
Kooperation mit anderen Unternehmen und mit öffentlichen Forschungseinrichtungen
- also in Netzwerken - eine Chance haben. Eine Zusammenstellung der Bundespro-
gramme zur Förderung von Netzwerk- und Kooperationsprojekten sowie die jeweilige
Beteiligung sächsischer Akteure enthält die Übersicht 3.
Innovationsorientierte Netzwerkaktivitäten zwischen den FuE-Akteuren werden eher
noch wachsende Bedeutung erlangen, wie die aktuelle Diskussion um „Exzellenznetze“
für das kommende 6. Rahmenprogramm der Europäischen Union für Forschung und
technologische Entwicklung zeigt.
EU-Programme
Was schon bei der Betrachtung der Beteiligungsmöglichkeiten sächsischer Unterneh-
men an den Fachprogrammen des Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) und des Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) ge-
schlussfolgert wurde, gilt auch für das Gros der europäischen Forschungsförderungs-
programme. Für das typische sächsische Unternehmen stellen diese aufgrund der auf-
wendigen Antragstellung und der zwingenden Beteiligung von Partnern aus anderen
EU-Ländern keine Alternative, in Ausnahmenfällen allenfalls eine Ergänzung, zu den
Landesförderprogrammen dar, z.B. zur Nutzung von in Sachsen nicht verfügbarem
technologischen Know-how. Außer den schon beschränkten eigenen FuE-Ressourcen
kommen noch die gering ausgeprägte internationale Vernetzung einschließlich unzurei-
chender Sprachkenntnisse hindernd hinzu, auch wenn die Hilfestellung für das komple-
xe Antragsverfahren für EU-Programme vom Freistaat finanziell unterstützt wird (vgl.
VDI/ VDE-IT/Prognos 2001, S. 116). Für die eher weniger technologieorientierten säch-
sischen KMU kommt prinzipiell das EU-Programm CRAFT in Frage, das sich vornehm-
lich an mittelständische Unternehmen ohne eigene FuE-Kapazitäten richtet, wobei ge-
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Übersicht 3: Beteiligung Sachsens an ausgewählten Bundesprogrammen für
technologieorientierte Netzwerk- und Kooperationsprojekte






insgesamt 150 Mill. DM
(pro Projekt 3 bis 15
Mill. DM)
NOA – Netzwerk für innovative Oberflächen-
technik und Anlagenbau
INNOCIS – Innovationsinitiative kostengünstige
und flexible Photovoltaik
AsglaNet – Zukunftsmarkt neue Werkstoffe
Interregionale Alli-









(max. 115.000 DM pro
Vorhaben)
Zelltechniken und Zellfabriken
Brennstoffzelle in dezentralen Energieversor-
gungsanlagen
Neuartige Applikationsfelder für die Plasma-
gestützte Oberflächentechnik
Innovative Sensorsysteme zur Erfassung von








DM, davon für die
sächsischen Teilneh-
mer 170 Mill. DM




Industrie- und Automobilregion Westsachsen
RIST – Mit neuen Netzen zur Wissensregion




Seit 1999, Ende offen;










BMWi seit Sommer 1999;bisher 378 Mill. DM
Unternehmen aus Sachsen mit rund 78 Mill. DM






Oktober 1999 bis April
2003 Antragstellung
möglich
Gewinner 1999 (bundesweit 18):
Innovative Sensorsysteme zur Erfassung von
chemisch-physikalischen Parametern in der Me-
dizintechnik
Entwicklung eines lernfähigen automatischen
Bildanalogsystems zur Analyse von Fluores-
zenzbildern in der Autoimmundiagnostik
Sicherheitstechniken und Zugriffsmethoden für
lokale und globale Netzwerke
Verfahren zur Schwermetallelimination aus dem
Abwasser der metallverarbeitenden Industrie,
insbesondere von saurem Beizabwasser
Gewinner 2000 (bundesweit 18)
Intelligentes E-marketing und Web-mining und
adaptive Web-Interface
Quelle: Eigene Zusammenstellung aus Veröffentlichungen des BMWi, BMBF und SMWA.
30
ringere Förderquoten und eine weitgehende Bindung der Förderung an einen zu verge-
benden Fremdauftrag an einen FuE-Dienstleister im Vergleich zur Landesförderung
weniger attraktiv sind (vgl. VDI/VDE-IT/Prognos 2001, S. 117).
Wirkungen auf die Förderpolitik in Sachsen - vor allem auf das Fördervolumen - gehen
von den auf den Freistaat entfallenden EU-Fonds-Mitteln aus. Im Zeitraum 2000 bis
2006 sind für den Bereich „Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der gewerblichen Wirt-
schaft, insbesondere KMU“ in Sachsen ca. 1,2 Mrd. € an Mitteln des EFRE vorgesehen
(vgl. Freistaat Sachsen, 1999 und Sonntag 2001, S. 38). Der Freistaat Sachsen sieht im
Rahmen des EFRE folgende grundlegenden Ansätze, die Wettbewerbsfähigkeit der
KMU zu unterstützen:
- Direkte Förderung von KMU (Schwerpunkt 1 des Operationellen Programms),
- Unterstützung von KMU durch stärkeren Ausbau der produktivitätsorientierten Inf-
rastruktur (Schwerpunkte 2 und 3 des Operationellen Programms).
Zu den Maßnahmen des Schwerpunkts 1 gehören:
- Förderung produktiver Investitionen innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftstruktur“,
- Technologie- und Telematik-Förderung mit acht Einzelmaßnahmen,
- Stärkung unternehmerischer Potenziale in KMU mit zwei Maßnahmen.
Das Schwergewicht der KMU-Förderung liegt auf dem Gebiet der Zukunftstechnologien
gemäß den „Leitlinien zur Technologiepolitik im Freistaat Sachsen“. In der Periode von
2000 bis 2006 sollen 4.675 Projekte mit EFRE-Mitteln in Höhe von 742 Mill. € gefördert
werden.
Die im sächsischen Operationellen Programm enthaltenen Infrastrukturmaßnahmen
(Schwerpunkte 2 und 3) zielen unter technologiepolitischen Gesichtspunkten auf die fi-
nanzielle Unterstützung von innovativen Forschungs- und Transfereinrichtungen, wie
An-Institute, Forschungszentren, Technologie- und Kompetenzzentren, damit das an-
wendungsnahe Forschungspotenzial der sächsischen Hochschulen besser für die KMU
eingesetzt werden kann.
Der Freistaat partizipiert im Rahmen der Regionalen Innovations- und Technologie-
Transfer-Strategien (RITTS) in der Region Dresden (Regierungsbezirk) an dem Pro-
gramm der Europäischen Kommission zur Weiterentwicklung der Struktur und Effizienz
von Innovations- und Technologietransfer in europäischen Regionen (http://www.ritts-
region-dresden.de). Zielsetzung ist die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit und des
Markterfolgs von KMU durch eine stärkere Zusammenarbeit von Technologie-
Anbietern, -Vermittlern und -Nutzern.
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Anfang 2002 initiierte die EU-Kommission ein neues regionales Programm mit innovati-
ven Maßnahmen des EFRE, das sich in Deutschland auf neun Förderregionen, darun-
ter auch Sachsen, erstreckt (vgl. Europäische Kommission 2002). Mit den für den Frei-
staat von 2002 bis 2003 zur Verfügung stehenden Mitteln von insgesamt 3 Mill. € (EU-
Beteiligung: 2,4 Mill. €, öffentlicher Sektor: 0,3 Mill. €, Privatwirtschaft: 0,3 Mill. €) soll
die Wettbewerbsfähigkeit der sächsischen Wirtschaft gestärkt werden. Strategische
Themen sind hierbei die Förderung regionaler und lokaler Entwicklungen in den Berei-
chen neue Technologien, Informationsgesellschaft, regionale Identität und nachhaltige
Entwicklung.
3.4 Regionale Schwerpunkte
Die technologiepolitischen Programme des Bundes, insbesondere des BMBF, und auch
der EU haben eine starke regionalpolitische Ausrichtung (vgl. Übersicht 2.3.3). Aber
auch die sächsische Staatsregierung misst den regionalpolitischen Impulsen ihrer
Technologiepolitik eine große Bedeutung bei. So soll die Initiative der Staatsregierung
von 1999 im Automobilbereich die Verbundinitiative „Automobilzulieferer Sachsen 2005“
(AMZ) regionalwirtschaftliche Impulse auslösen. AMZ soll über die Verknüpfung der Zu-
lieferbetriebe mit anwendungsnahen Technologieentwicklern und die Vernetzung der
Betriebe zur Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der sächsischen Au-
tozulieferindustrie beitragen. In anderen sächsischen Industriezweigen konnten eben-
falls erfolgreich Netzwerke initiiert werden, so in der Gießereitechnik, die auf diese Wei-
se ihren industriellen Kern in der Region Leipzig festigen und ihre Marktpräsenz stabili-
sieren und ausbauen konnte. In der sächsisch-brandenburgischen Region wurde die I-
nitiative Inno-Lausitz mit dem Ziel der Installation von KMU-Netzwerken zur Erhaltung
und Schaffung von Arbeitsplätzen ins Leben gerufen. Auswirkungen auf regionale tech-
nologische Entwicklungen haben auch verschiedene Brancheninitiativen. So fördert
der Unternehmensverbund Sachsen-Leinen eine regionale Vernetzung der Textilindust-
rie mit Partnern des Anbaus, der Forschung und Technologieentwicklung im Bereich
der Verarbeitung von Flachs- und Hanffasern. In Westsachsen kooperieren eine Reihe
von Textilunternehmen mit Hilfe eines Innovations-Netzwerks Textil. Bei der Initiierung
und Begleitung von Unternehmensnetzwerken und -verbünden spielt die Stiftung Inno-
vation und Arbeit Sachsen (IAS) (siehe unten) eine entscheidende Rolle.
Sachsens Unternehmen, die mit Partnern in wirtschaftlich schwachen Regionen, den
sogenannten Gebieten mit besonderen Entwicklungsaufgaben (GmbE) zusammenar-
beiten - hierzu gehören die Oberlausitz, das Erzgebirge, der Raum Torgau-Oschatz-
Döbeln, Riesa-Großenhain und der Südraum Leipzig -, werden seitens des SMWA be-
vorzugt unterstützt (vgl. SMWA 2001a). Einerseits soll damit der Technologietransfer
zwischen Wirtschaft und Wissenschaft beschleunigt werden, andererseits sollen tech-
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nologisch orientierte Unternehmen dazu angeregt werden, noch stärker auf das Know-
how in GmbE zurückzugreifen.
Daneben bestehen auch auf kommunaler Ebene technologiepolitische Institutionen wie
die im Oktober 2000 von der Stadt Leipzig geschaffene „Leipziger Stiftung für Innovation
und Technologietransfer“, die zur Verbesserung der allgemeinen Rahmenbedingungen für
Innovation und technologische Entwicklung in Leipzig beitragen soll (http://www.leipzig.
de/stiftung).
Obwohl die technologiepolitischen Förderprogramme durchaus auf regionalpolitische As-
pekte abstellen und die „technologischen“ Infrastrukturen und Netzwerke gewisse Dezent-
ralisierungsbemühungen erkennen lassen, spricht die Verteilung der Fördermittel eine an-
dere Sprache. So entfielen im Jahre 2001 55 % der Auszahlungen und 31 % der Projekte
allein auf die Stadt Dresden, gefolgt von Chemnitz (11 % bzw. 14 %), Meißen (7 % bzw.
4 %) und Leipzig erst an vierter Stelle mit 5 % der Fördermittel und 11 % der Projekte
(Antwort des Wirtschaftsministers vom 28. Mai 2002 auf eine kleine Anfrage der PDS vom
2. Mai 2002 zur Technologieförderung in den sächsischen Regionen im Jahre 2001,
Sächsischer Landtag, Drucksache 3/6413).
3.5 Die technologische Infrastruktur
Universitäten und Hochschulen
Das gut ausgebaute Wissenschafts- und Forschungssystem Sachsens schafft wesentli-
che Grundlagen für die technologische Leistungsfähigkeit des Landes. Zentraler Be-
standteil der außerindustriellen Forschungslandschaft sind die fünf staatlichen Univer-
sitäten. Hierzu zählen die Universität Leipzig, die Technischen Universitäten in Dres-
den, Chemnitz/Zwickau und Freiberg sowie die Hochschule für Technik und Sozialwe-
sen (HTWS) in Görlitz/ Zittau, der jedoch als Know-how-Geber für technologieorientierte
Unternehmen nur eine relativ untergeordnete Bedeutung zukommt.
Die Technische Universität Dresden bildet mit rund 24.000 Studenten und etwa 9.000
Mitarbeitern, davon fast 600 Professoren/Professorinnen und Dozenten/Dozentinnen,
den Kern des sächsischen Technologiepotenzials. Schwerpunkte der ingenieurwissen-
schaftlichen Ausbildung sind Maschinenbau und Verfahrenstechnik, Elektrotechnik und
Informatik. Den Bereichen Elektrotechnik und Elektronik kommt aufgrund der wachsen-
den Konzentration der Halbleiterbranche auf den Raum Dresden eine besondere Be-
deutung für die Bereitstellung qualifizierter Absolventen und Absolventinnen zu. Neben
direkten Kooperationen zwischen den einschlägigen Hochschulinstituten und der Elekt-
ronikindustrie ist die an der Universität angesiedelte Transferstelle „TUDtransfer“ vor
allem für den Know-how-Fluss zwischen Universität und KMU zuständig. Die Universität
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Leipzig verfügt heute über 14 Fakultäten mit 150 Instituten, deren Schwerpunkte in der
geistes- und naturwissenschaftlichen sowie medizinischen Ausbildung liegen.
Für das Technologiepotenzial der Region Südwestsachsen besitzt die Ausbildung und
Forschung an der Fakultät für Elektro- und Informationstechnik der TU Chem-
nitz/Zwickau hohe Relevanz. Die Fakultät für Maschinenbau und Verfahrenstechnik ist
im Hinblick auf den traditionellen Schwerpunkt der Region im Maschinen- und Anlagen-
bau ein wichtiger Impulsgeber für die Anwendung neuer technologischer Entwicklungen
in diesem Technikbereich.
Die Technische Universität Bergakademie Freiberg hat ihre traditionellen Schwerpunkte
in der Rohstoff- und Energietechnik durch neue ingenieurwissenschaftliche Studien-
gänge ergänzt. Insbesondere die Bereiche Elektronikwerkstoffe und Sensorik haben im
Hinblick auf das sich weiterentwickelnde Mikroelektronikcluster Dresden-Freiberg eine
erhebliche Bedeutung.
Zur Hochschullandschaft gehören auch sechs technologieorientierte staatliche Fach-
hochschulen, die aus Ingenieurschulen und Technischen Hochschulen der DDR her-
vorgegangen sind. Das sächsische Hochschulgesetz erteilt den Fachhochschulen ne-
ben der Lehre ebenso wie den Universitäten zwar auch einen Forschungsauftrag, doch
sind die tatsächlichen Möglichkeiten aufgrund begrenzter Personal- und Finanzaus-
stattung sowie der Lehrbelastung eher gering. Allerdings sind einige von ihnen bei der
Akquisition von Drittmittel-Projekten sehr erfolgreich. Die Hochschule für Technik und
Wirtschaft (HTW) Dresden bietet ingenieurwissenschaftliche Studiengänge unter ande-
rem in den Fachbereichen Elektrotechnik, Informatik, Maschinenbau und Verfahrens-
technik. In den letzten Jahren wurde im Fachbereich Maschinenbau FuE für die Indust-
rie speziell im Bereich der Motorenentwicklung durchgeführt. Die Hochschule für Tech-
nik, Wirtschaft und Kultur (HTWK) Leipzig ist mit rund 5.000 Studenten und Studentin-
nen die größte Fachhochschule in Sachsen. Für technologieorientierte wirtschaftliche
Anwendungen relevant sind die ingenieurwissenschaftlichen Fächer sowie die Informa-
tik. Die HTW in Mittweida führt unter ihren 15 Fachbereichen auch Elektrotechnik, An-
gewandte Informatik, Mikrosystemtechnik, Maschinenbau und Umwelttechnik. An der
FH besteht eine kleine Einrichtung für anwendungsnahe FuE. Schwerpunkte der West-
sächsischen Hochschule Zwickau bilden Elektrotechnik und Informatik, Maschinenbau,
Textil- und Ledertechnik. An der FH befinden sich ein Forschungs- und Transferzentrum
zur Kontaktvermittlung zwischen Hochschulforschung und Wirtschaft sowie ein De-
monstrationszentrum für Materialbearbeitung, das insbesondere der Initiierung von In-
novationen in KMU dient. Die Hochschule für Technik, Wirtschaft und Sozialwesen
(HTWS) Zittau/Görlitz bietet neben Elektrotechnik/Informatik und Maschinenbau auch
Ausbildungsgänge in Naturwissenschaften an. An die FH angeschlossen ist ein Zent-
rum für anwendungsorientierte FuE.
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Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
Ein wichtiges Potenzial für Forschung und Entwicklung (FuE) stellen die über fünfzig
vom Sächsischen Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst (SMWK) betreuten
außeruniversitären Forschungseinrichtungen dar. Hierzu zählen sechs Einrichtungen
der Max-Planck-Gesellschaft, neun Institute sowie ein Anwendungszentrum der Fraun-
hofer-Gesellschaft und sieben Forschungseinrichtungen der Wissenschaftsgemein-
schaft Gottfried Wilhelm Leibniz. Darüber hinaus ist das SMWK für das Umweltfor-
schungszentrum Leipzig-Halle der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher
Forschungszentren zuständig (siehe Übersicht 4). Diese über 20 gemeinsam von Bund
und Ländern finanzierten Institute, in denen 1999 rund 3.700 Personen (davon 1.400
auf projektfinanzierten Stellen) tätig waren, werden durch elf ausschließlich oder anteilig
aus Landes- bzw. Bundesmitteln geförderte Institute sowie durch ein vielgestaltiges
Netz an außerhochschulischen Institutionen ergänzt. Hierzu zählen insbesondere die
fünf Forschungszentren an Fachhochschulen und 16 An-Institute an den Universitäten.
Zur FuE-Infrastruktur, insbesondere für den wirtschaftsnahen Bereich sind ebenfalls die
schon genannten 16 gemeinnützigen Forschungs-GmbH zu zählen, die vom Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit betreut werden.
Die aufgeführten Universitäten, Fachhochschulen und außeruniversitären FuE-
Einrichtungen bilden das Angebot auf dem Markt für FuE-Dienstleistungen in  Sachsen.
Nach Aussagen der Wissenschaftseinrichtungen arbeiten über 80 % regelmäßig mit In-
dustrieunternehmen zusammen. Diese Kooperation kann sich jedoch auf ein weites
Spektrum unterschiedlich intensiver Zusammenarbeit erstrecken. Inhaltlich kann es von
Informationsgesprächen über Beratungsleistungen bis hin zu konkreten (aus Sicht der
FuE-Einrichtungen drittmittelfinanzierten) FuE-Kooperationsprojekte gehen. In Sachsen
zeigt sich, dass Kooperationen zwischen FuE-Instituten und Industrie aufgrund weiter-
hin bestehender Finanzierungsschwierigkeiten auf Seiten der KMU überwiegend im
Rahmen projektbezogener Förderung zustande kommen (vgl. VDI/VDE-IT/Prognos
2001, S. 92). Allerdings können sich hieraus dann auch stabile Kooperationsbeziehun-
gen entwickeln, die zu einer generellen Verbesserung des Technologietransfers beitra-
gen.
Technologietransfereinrichtungen
In Sachsen unterstützen 43 Technologiezentren den Transfer des in Hochschulen und
Forschungseinrichtungen erarbeiteten Wissens in die Unternehmen. Dabei handelt es
sich bei den meisten Zentren um Mischformen von Beratungs-, Transfer-. Demonstrati-
ons- und Gründerzentren (vgl. Röhl 2001, S. 88). Entsprechend ihrer Hauptfunktion gibt
es:
- 15 Technologietransfer- (TTZ) und -demonstrationszentren (TDZ)
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Übersicht 4: Außeruniversitäre technologieorientierte Forschungseinrich-
tungen im Zuständigkeitsbereich des SMWK
1. Max-Planck-Gesellschaft
- Institut für Physik Komplexer Systeme Dresden
- Institut für Neuropsychologische Forschung Leipzig
- Institut für Kolloid- und Grenzflächenforschung Freiberg
- Arbeitsgruppe zeitaufgelöste Spektroskopie Leipzig
- Arbeitsgruppe Theorie komplexer und korrelierter Elektronensysteme Dresden
- Arbeitsgruppe Mechanik heterogener Festkörper Dresden
2. Fraunhofer-Gesellschaft
-  Einrichtung für Akustische Diagnostik und Qualitätssicherung (EADQ)
Außenstelle des Fh Instituts für zerstörungsfreie Werkstoffprüfung
Saarbrücken (IzfP)
Dresden
- Institut für Werkstoffphysik und Schichttechnologie, (IWS) Dresden
- Einrichtung für Automatisierung des Schaltkreis- und Systementwurfs
Dresden (EAS) Außenstelle des Instituts für Integrierte Schaltungen
Erlangen (HS)
Dresden
- Einrichtung für Pulvermetallurgie und Verbundwerkstoffe (EPW) Au-
ßenstelle des Instituts für Angewandte Materialforschung Bremen (I-
FAM)
Dresden
- Institut für Umformtechnik und Werkzeugmaschinen (IUW) Chemnitz
- Einrichtung für Prozesssteuerung (EPS), Außenstelle des Instituts für
Informatik und Datenverarbeitung, Karlsruhe (IITB)
Dresden
- Institut für Keramische Technologien und Sinterwerkstoffe (IKTS) Dresden
- Institut für Elektronenstrahl- und Plasmatechnik (FEP) Dresden
- Institut für Mikroelektronische Schaltungen und Systeme (IMS2) Dresden
3. Großforschungseinrichtungen
- UFZ-Umweltforschungszentrum mit dem Zentrum für Umweltmedizin
und Umweltepidemiologie und dem Umweltbiotechnologiezentrum
Leipzig-Halle
4. Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibnitz
- Institut für Polymerforschung (IPF) Dresden
- Institut für Festkörper- und Werkstoffforschung (IFW) Dresden
- Forschungszentrum Rossendorf (FZR) Dresden
- Institut für Troposphärenforschung (IfT) Leipzig
- Institut für Oberflächenmodifizierung e.V. (IOM) Leipzig
5. Landeseinrichtungen
- Verein für Kernverfahrenstechnik und Analytik Rossendorf (VKTA) Dresden
- Materialforschungs- und Prüfungsanstalt für Bauwesen (MFPA) Leipzig
- Kurt-Schwabe-Institut für Mess- und Sensortechnik (KSI) Meinsberg




Quelle:  SMWK (1996).
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Aufgabenschwerpunkt der TTZ ist die Know-how-Vermittlung im technischen und
wirtschaftlichen Bereich durch Kontaktanbahnung zu Experten an Hochschulen
und Instituten sowie zwischen Unternehmen. Die TDZ dienen der Präsentation
und Erklärung neuer technologischer Lösungen, zum Beispiel im Maschinenbau
und der Textilindustrie. Gerade KMU sind mit großen Informationsproblemen in
der Technologieadaption konfrontiert, die durch Beratung und praktische Anwen-
dung in den genannten Einrichtungen abgebaut werden sollen.
- vier Technologieberatungszentren (TBZ)
Sie verfolgen einen ähnlichen Ansatz wie die vorgenannten Einrichtungen, aber mit
einem breiteren Arbeitsbereich und umfassenderer Beratung als in den TDZ.
- zwei Patentinformationszentren (PIZ)
Die PIZ verschaffen insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen Zugang zu
nationalen und internationalen Patentdatenbanken und erbringen teilweise auch Be-
ratungsleistungen. Mit Hilfe der Patentrecherchen können sich KMU über den Stand
der Technik informieren und im Falle der Vorbereitung einer eigenen Patent-
anmeldung eine unwirksame Doppelanmeldung vermeiden.
- 22 Technologiegründerzentren (TGZ)
Diese Einrichtungen bieten technologieorientierten Gründern und Gründerinnen
durch die Bereitstellung geeigneter Infrastruktur die Möglichkeit, ihre Ideen zu ver-
wirklichen. Durch die an vielen Standorten gegebene Nähe zu Forschungseinrich-
tungen wird außerdem ein anhaltender Know-how-Transferprozess begünstigt. In
den sächsischen TGZ waren Ende 2000 rund 650 junge innovative Unternehmen
mit fast 4.000 Beschäftigten angesiedelt.
Die Technologie- und Gründerzentren verteilen sich relativ gleichmäßig über das säch-
sische Staatsgebiet, während die Informations-, Beratungs- und Demonstrationsein-
richtungen in den großen (universitären) Städten Chemnitz-Zwickau, Dresden und Leip-
zig angesiedelt sind (vgl. Abbildung 3).
4. Technologiepolitik und Beteiligung (Akteure)
An der sächsischen Technologiepolitik sind eine Vielzahl von Akteuren beteiligt. Dazu
gehören einerseits diejenigen, die die Politik entwickeln, formulieren und entscheiden
und zum anderen diejenigen, die für die Umsetzung zuständig sind. Zu letzteren gehö-
ren sowohl die beauftragten Durchführungsinstitutionen als auch die durch die Förde-
rung begünstigten Einrichtungen und Unternehmen.
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Abbildung 3:  Regionale Verteilung der Einrichtungen des Technologietransfers
Quelle: Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit 2001
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Die Federführung für die Gestaltung und Steuerung der sächsischen Technologiepolitik
liegt beim SMWA. Dort ist ein Beraterkreis für Technologiepolitik angesiedelt, dessen 25
Mitglieder vom Wirtschaftsminister berufen werden und der sich zwei Mal im Jahr trifft.
In ihm sind vertreten:
- verschiedene Wissenschaftsbereiche (Hochschulprofessoren),
- die Landtagsfraktionen (politische Parteien),
- das Sächsische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst,
- forschende Unternehmen,
- der Verband innovativer Unternehmen (VIU).
Weitere Unternehmerverbände und Gewerkschaften sind nicht beteiligt.
Für neue technologische Fragestellungen werden in der Regel interministerielle Ar-
beitsgruppen (AG) gebildet. Ein Beispiel dafür ist die AG Biotechnologie, in der die Mi-
nisterien für Wirtschaft und Arbeit (SMWA), Umwelt und Landwirtschaft (SMUL) sowie
Wissenschaft und Kunst (SMWK) vertreten sind. Ausgangspunkt war der BMBF-
Wettbewerb BioRegio. Obwohl ein Antrag aus Leipzig nicht in die Förderung aufge-
nommen wurde, blieben die Partner/Antragsteller, Institute der Materialwissenschaften
der TU Dresden und der Umwelttechnik in Leipzig zusammen und stellten ihre Initiative
dem SMWA vor. Ein Positionspapier (1998) führte schließlich zur Biotechnologieoffen-
sive und zur Bereitstellung einer Anschubfinanzierung in Höhe von 210 Mill. € (Kabi-
nettsbeschluss vom Juli 2000).
Eine weitere Initiative, an der eine Reihe von Akteuren beteilig sind, ist im Bereich der
Verkehrspolitik das Programm Mobilitätstechnologie des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung, in dessen Rahmen Sachsen als Pilotregion ausgewählt worden
ist. Im Sinne einer programmspezifischen Partnerschaft zwischen staatlichen Institutio-
nen und privaten Unternehmen kooperieren zur Entwicklung innovativer Verkehrstech-
nologien das Bundesministerium für Bildung und Forschung, das Sächsische Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit sowie die Unternehmen Deutsche Bahn (DB) und
Siemens.
Auf Landesebene bestehen neben der gemeinsamen allgemeinen FuE-Zuständigkeit
von SMWA und SMWK auch andere interministerielle Kooperationen wie zum Beispiel
die Zusammenarbeit zwischen SMWA und Kultusministerium (SMK) zur Einführung
adäquater Innovations- und Kommunikationstechnologien an sächsischen Schulen.
Im Rahmen der Regionalpolitik der EU und der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ sind wichtige förderpolitische Steue-
rungs- und Koordinationsinstrumente die programmbegleitenden Ausschüsse der Euro-
päischen Strukturfonds - insbesondere des regionalen Entwicklungsfonds (EFRE) - und
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. In die-
sen Förderausschüssen werden auch technologierelevante Fragen behandelt, und in
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ihnen ist ein breiteres Spektrum von Akteuren als im technologiepolitischen Beraterkreis
des SMWA vertreten, darunter auch der DGB im Begleitausschuss im Rahmen der Eu-
ropäischen Strukturfonds ebenso wie die Kammern. Ferner werden hier weitere spezifi-
sche Steuerungsinstrumente eingerichtet wie zum Beispiel der Lenkungsausschuss für
das EU-Programm Inno/EFRE für Gebiete mit besonderen Entwicklungsaufgaben
(GmbE). In ihnen sind verschiedene Abteilungen des SMWA, die Regierungspräsidien
und die Stiftung Innovation und Arbeit Sachsen (IAS) vertreten, an der wiederum Ar-
beitgeber- und Wirtschaftsverbände sowie die Gewerkschaften beteiligt sind.
Die Einflusskraft der verschiedenen Akteure ist nur schwer zu beurteilen. Insgesamt
scheint das SMWA eine herausragende Rolle zu spielen, wobei sehr wichtige technolo-
giepolitische Entscheidungen auch auf der höchsten Landesebene getroffen werden.
Der Einfluss der übrigen Akteure scheint eher gering zu sein.
5. Die Gewerkschaften als technologiepolitische Akteure
Die Rolle der Gewerkschaften als technologiepolitische Akteure ist durch eine Reihe
von Faktoren bestimmt, die mit der deutschen Wiedervereinigung verbunden sind und
die deren Aktionsprioritäten wesentlich beeinflusst haben.
So waren die Gewerkschaften vom Systemwechsel in Ostdeutschland in besonderer
Weise betroffen. Erstens mussten sie sich nach der Wende eindeutig von den staatli-
chen Gewerkschaften der DDR distanzieren, grundsätzliche Positionen neu festlegen
sowie strategisch und organisatorisch den Neuanfang bewältigen. Unter beträchtlichen
finanziellen Restriktionen - nicht zuletzt Folge eines drastischen Rückgangs der Mitglie-
derzahl - mussten neue tragfähige Personalstrukturen geschaffen und nicht unerhebli-
che Anfangsinvestitionen getätigt werden. Zweitens rüttelte der drastische Beschäfti-
gungseinbruch zu Beginn der neunziger Jahre am gewerkschaftlichen Selbstverständ-
nis und stellte somit eine enorme Herausforderung für die Gewerkschaften dar.
Der Kampf mit der Treuhandanstalt (THA) um die Erhaltung von Arbeitsplätzen sowie
die Auseinandersetzungen mit den staatlichen Trägern der sozialen und wirtschaftlichen
Transformationspolitik hat im Zentrum des gewerkschaftlichen Engagements in Sach-
sen wie auch in den anderen neuen Bundesländern gestanden. Den Beschäftigungsab-
bau „sozialverträglich“ zu gestalten, bleibt angesichts der noch immer hohen bzw. zu-
nehmenden Arbeitslosigkeit auch weiterhin Hauptaugenmerk gewerkschaftlicher Akti-
vitäten. Drittens hat die „De-Industrialisierung“, die nach der deutschen Einheit in den
neuen Bundesländern und damit auch in Sachsen einsetzte, die Entstehung einer Basis
für eine Gewerkschaftsarbeit im traditionellen Sinne stark behindert. So zählt der
Großteil der sächsischen Industriebetriebe aufgrund ihrer geringen Mitarbeiterzahl über-
haupt nicht zum Kreis der Unternehmen, für die das Betriebsverfassungsgesetz einen
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Betriebsrat vorschreibt. Zudem sind in den neunziger Jahren neue Arbeitsplätze vor-
wiegend in Branchen entstanden, in denen gewerkschaftliche Organisationsgrade oh-
nehin gering sind, wie zum Beispiel im Dienstleistungsbereich, im Handwerk usw.
Aufgrund dieser Konstellationen waren erste Ansatzpunkte für technologiepolitische Ak-
tivitäten der sächsischen Gewerkschaften Aktionsfelder, die eher der allgemeinen
Strukturpolitik zuzurechnen sind, und aufgrund zahlreicher formeller und informeller Ini-
tiativen oder Institutionen fließend und nur schwer klassifizierbar sind. Aus der Tätigkeit
unterschiedlicher Initiativgruppen mit Beteiligung von Unternehmen, Freistaat, Gebiets-
körperschaften, Kammern, Betriebsräten und Gewerkschaften heraus wurde eine Reihe
von Institutionen wie das Aufbauwerk Sachsen, ZEUS (Zielgerichtete Exportunterstüt-
zung Sachsens), HERKULES (Hilfe durch Experten für Regionen durch kreative und
unkonventionelle Lösungen zur wirtschaftlichen Entwicklung Sachsens) sowie ATLAS
(Ausgesuchte Treuhandunternehmen, vom Land angemeldet zur Sanierung) gegründet.
Entscheidend für die Gründung dieser Initiativen war das sich 1992 kulminierende Un-
ternehmenssterben und die damit zusammenhängenden Massenentlassungen.
Allerdings haben sich bereits seit Anfang der 90er Jahre zunehmend gewerkschaftliche
Aktivitäten gebildet, die versuchten, Unternehmensinnovationen, betriebliche Koopera-
tionen und regionale Entwicklungen positiv zu beeinflussen. Dies bedeutet eine Ent-
wicklung gewerkschaftlicher politischer Prioritäten von einer stärker „stabilisierenden“
Strategie (Beschäftigungsgesellschaften, Erhaltung industrieller Kerne) zu einer „dyna-
mischen“ Strategie (Unterstützung unternehmerischer Innovationen und Kooperationen
(mittelständische “Cluster“) sowie regionaler Entwicklungsinitiativen und Zusammenar-
beit regionaler Akteure).
Die Verantwortung der Gewerkschaften für den Erhalt und die Schaffung attraktiver Ar-
beitsplätze mit anspruchsvollen Arbeitsinhalten sowie die Notwendigkeit, Kreativität und
Kooperation zur Stärkung innovativer Potenziale zu fördern, waren Ausgangspunkte für
die Initiative der IG Metall zur Ausarbeitung des Landesprogramms „Arbeit und Technik
in Sachsen“ (Revel et al. 1993, S. 70). Das zentrale Anliegen dabei war, den Struktur-
wandel unter dem Leitgedanken einer arbeitsorientierten Innovation zu erleichtern. Im
Rahmen einer von der IG Metall organisierten Innovationswerkstatt wurde in enger Ko-
operation mit sächsischen Hochschulen und unter Zugrundelegung von Erfahrungen
aus analogen Forschungs- und Wirtschaftsförderungsprogrammen der alten Bundes-
länder, wie beispielsweise dem BMFT-Projekt „Humanisierung der Arbeit“, das Landes-
programm „Arbeit und Technik“ in Sachsen entwickelt.
Mit dem Leitgedanken einer arbeitsorientierten Innovation wurde den Arbeitnehmern
und Arbeitnehmerinnen und ihrer Rolle in der Produktion eine ebenso große Bedeutung
beigemessen, wie der Technik und der organisatorischen Gestaltung in sächsischen
Betrieben. Die in dem Programm vorgesehene Förderung von Pilotprojekten richtete
sich vorrangig an kleine und mittlere Unternehmen insbesondere aus den Branchen
Maschinenbau und Elektrotechnik. Dabei wurden, um dem Grundsatz der Verantwor-
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tung aller Beteiligten für die innovative Reorganisation genüge zu leisten, sowohl dem
Management als auch den Betriebsräten Fördermöglichkeiten eingeräumt. Die Initiative
„Arbeit und Technik“ wurde Mitte der 90er Jahre eingestellt, als die Unterstützung durch
die CDU-Mehrheit im Landtag nicht mehr gewährleistet war. Einige Elemente sind in die
Konzeption der Stiftung Innovation und Arbeit übernommen worden.
Der Übergang von einer eher stabilisierenden zu einer mehr dynamisierenden Strategie
wird besonders deutlich durch die Initiativen der IG-Metall in Sachsen. Auf der Grundla-
ge der „Runden-Tisch-Strategie“ aus der Wendezeit war die IG-Metall der Impulsgeber:
– zunächst für die Entstehung des Aufbauwerks Sachsen (AWS), das versucht hat,
eine Auffangstruktur für die massenhaft entlassenen Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen zu schaffen und diese mit strukturpolitischen Initiativen zu verknüp-
fen,
– anschließend für die Gründung der Institution ATLAS, die die Aufgabe hatte, mög-
lichst viele sächsischen Betriebe aus dem THA-Unternehmensbestand einer Sa-
nierung zuzuführen und die großen Beschäftigungsgesellschaften aus den Berei-
chen der Metall- und Investitionsgüterindustrie in diese Sanierungsbemühungen
einzubeziehen und schließlich
– für die Konzeption der Stiftung Innovation und Arbeit in Sachsen (IAS).
In der IAS konzentriert sich derzeit das technologiepolitische Engagement der Gewerk-
schaften in Sachsen. Die IAS wurde 1997 gegründet und ist eine gemeinsame Initiative
der sächsischen Staatsregierung, der Arbeitgeber- und Unternehmensverbände sowie
der Gewerkschaften. Sie hat laut Vorwort des sächsischen Wirtschaftsministers Kajo
Schommer in einer IAS Broschüre die Aufgaben (Stiftung Innovation und Arbeit Sach-
sen Dezember 2001, S. 3):
– neue Wege zum Erhalt und zur Schaffung von Arbeitsplätzen zu gehen,
– die regionalen Wirtschaftsstrukturen und deren Innovationsfähigkeit auf der
Grundlage vorhandener und weiter auszubauender Kompetenzen zu stärken und
dort zu einem Klima der Kreativität beizutragen,
– in Sachsen wichtige und zukunftsträchtige Technologien bzw. Wirtschaftsbereiche
zu unterstützen wie Biotechnologien, Informationstechnologien, nachwachsende
Rohstoffe, aber auch klassische Felder wie Textilindustrie, Bahntechnik, Maschi-
nenbau und Holzwirtschaft.
Die Stiftung unterstützt nicht nur die Entwicklung tragfähiger innovativer Wirtschafts-
strukturen, sondern sie ist auch selbst ein innovatives Instrument der Technologie- und
Infrastrukturpolitik. Denn sie beruht auf drei Säulen, die miteinander eng verzahnt sind:
– das auf Konsens orientierte Partnergefüge, bestehend aus den Wirtschafts- und
Sozialpartnern, Gebietskörperschaften, Hochschulen und anderen wissenschaftli-
chen und technologiepolitischen Einrichtungen, Arbeitsämtern und weiteren Part-
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nern. Damit werden die Akzeptanz der durchgeführten Maßnahmen erleichtert und
Möglichkeiten für Synergien erschlossen,
– die Ausrichtung der Aktivitäten auf und die Verankerung der Projekte in den Regi-
onen, für die gemeinsam mit den Partnern und regionalen Akteuren Leitbilder ent-
wickelt und daraus regionale Entwicklungskonzepte und Pilotprojekte abgeleitet
sowie deren Durchführung begleitend betreut werden,
– die Verfügbarkeit über einen Pool von Sachverständigen, die vor Ort eingesetzt
werden, um gezielt die geistigen und materiellen Potenziale zu erschließen, zur
Überwindung von Unternehmenskrisen beizutragen und die unternehmerischen
Innovations- und Kreativitätspotenziale zu mobilisieren helfen.
Die Stiftung Innovation und Arbeit ist damit entsprechend ihrer Partnerstruktur regional-,
innovations- und beschäftigungsorientiert.
Der Partnerschaftsgedanke zwischen Unternehmensverbänden und Gewerkschaften
schlägt sich in einer Doppelspitze im Vorstand nieder. Der Stiftungsrat besteht aus sie-
ben Mitgliedern, von denen drei die Landesregierung (Minister des Inneren, Minister für
Wirtschaft und Arbeit sowie das Staatsministerium für Gleichstellung), zwei die Unter-
nehmerseite (Präsident und Vizepräsident der Vereinigung der Sächsischen Wirtschaft)
und zwei die Gewerkschaftsseite (Vorsitzender des DGB-Landesbezirks Sachsen und
Leiter der IG-Metall-Bezirksleitung Brandenburg-Sachsen) repräsentieren.
Analog dazu sind auf der regionalen Ebene in so genannten Regionalforen die Regie-
rungsbezirke, Landkreise und Kommunen, die Kammern, Arbeitgeberverbände und
Wirtschaftsförderstellen, die Arbeitsämter und Gewerkschaften, die universitären und
nicht-universitären Forschungsinstitute sowie die Technologieeinrichtungen eingebun-
den. Dadurch soll die Kreativität und Initiativkraft „von unten“ mobilisiert werden, aber
auch ein „Frühwarnsystem“ zur möglichst raschen Erkennung sich abzeichnender Un-
ternehmensschwierigkeiten entstehen. In diesem Kontext arbeitet die IAS auch mit dem
Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft (RKW) und der Sächsischen
Aufbaubank zusammen.
Die Sachverständigen können kurzfristig und unbürokratisch von Unternehmensleitun-
gen, Betriebsräten, Verbänden und Regionalforen in Anspruch genommen werden. Für
die Unternehmen übernehmen sie verschiedene Aufgaben wie technische Produkt- und
Verfahrensentwicklung, Organisationsoptimierung, Verbesserung der Marktpräsenz,
Stabilisierung, Konsolidierung und Sanierung von Betrieben, Mobilisierung von Innova-
tionen.
In der Region ist ein Schwerpunkt die Intensivierung der Unternehmenskooperation in-
nerhalb von Branchen und entlang von Wertschöpfungsketten. Durch Unternehmens-
netzwerke sollen Synergien und kreative Energien gefördert, neue Technologien für
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unternehmerische Innovationen genutzt und die Humanressourcen beruflich qualifiziert
und motiviert werden.
Die Stiftung Innovation und Arbeit betreut Regionalforen in Südwestsachsen, Dresden -
Oberes Elbtal - Osterzgebirge, Oberlausitz -  Niederschlesien, Chemnitz - Erzgebirge
und Leipzig - Westsachsen. Folgende Leitprojekte werden von den Regionalforen un-
terstützt:
- Regionalforum Südwestsachsen: Sanierungs- und Entwicklungsgebiet Uranberg-
bau, Pro Umwelt – Verarbeitungszentrum für Nachwachsende Rohstoffe, Trans-
nationales Bildungs- und Innovationszentrum für Modernen Lehmbau, Personal-
Aus- und Weiterbildungsmanagement, Arbeitskreis Schule Wirtschaft;
- Regionalforum Dresden – Oberes Elbtal – Osterzgebirge: Regionale Innovations-
und Technologie-Transfer Strategien (RITTS) und Folgeprojekte, Brennstoffzellen
in dezentralen Energieversorgungsanlagen, Arbeitszeitflexibilisierung und Teilzeit-
beschäftigung, Arbeit der Zukunft, BioMet und Netzwerk Lernende Regionen;
- Regionalforum Oberlausitz – Niederschlesien: Kooperation der Zulieferer der
Schienenverkehrsindustrie (Saxony Rail Coop (SRC), InnoLausitz, die sächsisch-
brandenburgische Initiative zur Entwicklung länderübergreifender KMU-Netzwerke
und Unternehmensbezogene Personalentwicklung;
- Regionalforum Chemnitz – Erzgebirge: AMTEC Mikrosystemtechnik, Kompetenz-
zentrum Maschinenbau, GründerInnenCentrum, Holzverbund Erzgebirge und
Cross-Border Business-Cooperation;
- Regionalforum Leipzig – Westsachsen: Regionales Gießereinetzwerk, Netzwerk
Umweltbiotechnologie, Netzwerk Biopolymere und Standortinitiative Colditz.
Abgesehen von dem Engagement in der Stiftung Innovation und Arbeit sowie in deren
Regionalforen und der Mitgliedschaft in förderpolitischen Gremien, in denen auch tech-
nologiepolitische Themen behandelt und Entscheidungen getroffen werden – wie dem
Begleitausschuss zum Sächsischen Operationellen Programm der Europäischen
Strukturfonds –, gibt es keine weiteren wesentlichen spezifisch technologiepolitischen
Aktivitäten der Gewerkschaften. Weder haben die Gewerkschaften bisher eine Bera-
tungsagentur für Technologie und Innovation geschaffen noch einen Technologiebe-
auftragten in Sachsen eingesetzt. Diese Abstinenz setzt sich auch auf der unternehme-
rischen Ebene fort. Die Betriebsräte beteiligen sich kaum an der Entscheidungsfindung
zu Prozess- und Produktinnovationen in den Unternehmen. Auch das innerbetriebliche
Vorschlagswesen scheint wenig verbreitet zu sein. Eine Ausnahme bildet hier die Initia-
tive von Betriebsräten aus Unternehmen der KfZ-Zulieferindustrie in Westsachsen, die
mit Unterstützung der IG-Metall gemeinsam das innovationsorientierte Projekt „Brenn-
stoffzellen im Automobilbau“ ins Leben gerufen haben.
Die insgesamt geringe Mitarbeiterbeteiligung an Innovationsprozessen überrascht in-
sofern, als Forschungsergebnisse zeigen, dass sowohl bei Produkt- als auch bei Pro-
zessinnovationen Unternehmen, die ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen einbeziehen,
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eine höhere durchschnittliche Wertschöpfung pro Beschäftigten erzielen (Möller 2000,
S. 573; Dilger 2001, S. 27). Dilgers ökonometrische Untersuchung über den Maschi-
nenbau legt in diesem Zusammenhang den Schluss nahe, dass „der Haltung des Be-
triebsrats weniger Bedeutung zukommt als dem Verhalten des Managements. Die Be-
triebsleitung kann durch Einbindung des Betriebsrats positiv Einfluss nehmen auf die
Produktinnovationen, insbesondere wenn sie auf einen kooperativen Betriebsrat trifft.
Die beiderseitige Kooperation ist die entscheidende Größe, nicht die bloße Existenz ei-
nes Betriebsrats“ (ebd. S. 27).
Andererseits sehen nur wenige sächsische Unternehmer in einer zu geringen Innovati-
onsbereitschaft der Betriebsräte ein Innovationshemmnis (Schmalholz/Penzkofer 2001,
S. 29). Auch wenn dieses Ergebnis aus dem ifo Innovationstest unterschiedlich inter-
pretiert werden kann (keine Aktivitäten des oder keine Schwierigkeiten mit dem Be-
triebsrat) machen die verschiedenen Untersuchungsergebnisse deutlich, dass eine
stärkere Beteiligung der Betriebsräte am innerbetrieblichen Innovationsprozess durch-
aus Produktivitätsreserven erschließen kann (zur Art und Weise, wie solche Prozesse
ablaufen können, siehe Girndt 1998, S. 25 ff.).
6. Zusammenfassung und Bewertung
Unter schwierigen Transformationskonstellationen und in Anknüpfung an die traditio-
nellen und industrietechnologischen Stärken hat die sächsische Technologiepolitik eine
Strategie gewählt, die einerseits Gewachsenes nicht aufgibt und auch alten Strukturen
eine Reformchance gibt und andererseits neuere dynamischere Kräfte bei ihren Inno-
vationen finanziell unter die Arme greift. Angesichts des Abknickens der „wirtschaftli-
chen Konvergenz“ in der zweiten Hälfte der 90er Jahre hat die Wachstums- und Be-
schäftigungsorientierung der Technologiepolitik eine noch größere Dringlichkeit gewon-
nen.
Einzelbetriebliche Projektförderung zur Entwicklung neuer Produkte und Verfahren so-
wie Verbundprojekte zusammen mit anderen Unternehmen, vor allem aber mit For-
schungs- und Entwicklungseinrichtungen und Technologiezentren, standen im Vorder-
grund der sächsischen Technologiepolitik. Hinzu trat die Transformation der technologi-
schen Infrastruktur und die Erweiterung um strategische Institute. Trotz der gut ausge-
bauten Infrastruktur für den Transfer von Technologien aus den Forschungsinstituten in
die Unternehmen, werden diese Einrichtungen von der sächsischen Wirtschaft nur be-
grenzt genutzt. Dies liegt nicht zuletzt an dem immer noch primär angebotsorientierten
Technologietransfer aber auch an der aufgrund der geringen Betriebsgröße fehlenden
Absorptionskapazität. Die damit einhergehende geringe innovative Leistungsfähigkeit
führt dazu, dass FuE-Verbundprojekte zwischen Großunternehmen und kleinen und
mittelständischen Unternehmen nur in seltenen Fällen realisiert werden können. Gerade
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derartige Projekte bieten jedoch Gelegenheiten für einen erfolgreichen Technologie-
transfer und den Aufbau stabiler Beziehungen zwischen Zulieferern und Produzenten
und damit zu stabilen Netzwerken. Die Auswahl von sogenannten Schlüsseltechnolo-
gien hat zwar eine sektoral gezielte Förderpolitik suggeriert. In der Praxis stand dahinter
keine operative, sondern allenfalls eine statistische Funktion. Denn gefördert wurde
nicht sektorselektiv, sondern (projektspezifisch) nach Kriterien der wirtschaftlichen
Tragfähigkeit. Das formale Festhalten an diesen schlüsseltechnologischen Konstrukten
lässt auf eine gewisse konservative Grundhaltung des Trägers der Technologiepolitik
(SMWA) schließen, denn das Konzept der branchenbezogenen Schlüsseltechnologien
gilt weitgehend als veraltet und wurde durch die sogenannten „Bündelungstechnolo-
gien“ ersetzt (Müller 2001; Froitzheim 1993). In der praktischen Politik des SMWA wer-
den solche Wege auch bereits gegangen. Sie sind Ausdruck der Synergien, die man
sich von Netzwerken erwartet, die über Verbundprojekte hinausgehen. Projektspezifi-
sche Bündelungen von Technologien und unternehmerischen Funktionsbereichen brin-
gen verschiedene Akteure zusammen, und sie werden von diesen maßgeschneidert.
Das SMWA fungiert dabei als Initiator, Finanzier, Moderator und wächst damit nicht
selten in eine projektspezifische Steuerungsfunktion hinein, auch wenn es diese (teil-
weise oder später) an ihm nachgelagerte Institutionen überträgt. Beispiele sind die Bio-
technologie-Offensive Sachsen, das Netzwerk BioMet Dresden, die BioPolis Dresden,
Silicon Saxony, die Sächsische PatentVerwertungsAgentur (SPVA), das Innovations-
zentrum Bahntechnik Sachsen e.V. oder das Innovations-Netzwerk Textil e.V.  Dabei
hat auch das InnoRegio Programm eine innovative Rolle gespielt, da mit ihm technolo-
giepolitische und regionale Ziele verknüpft werden und der Ausschreibungscharakter
der Förderung die Antragsteller geradezu in Netzwerke bzw. Lernsysteme zwingt.
Die Gewerkschaften stehen weitgehend abseits dieser technisch-wirtschaftlichen Dy-
namik, obwohl sie unmittelbar von ihr betroffen sind. Denn hier geht es sowohl um Ab-
bausubstitution als auch um Erweiterung von Arbeitsplätzen und um eine Beschleuni-
gung der Anpassung des Qualifizierungsbedarfs. Technologie und Humanressourcen
sind systematisch miteinander verknüpft und bilden zusammen die entscheidende De-
terminante für Wirtschaftswachstum. Die IG-Metall hat in diesem Kontext verschiedene
Initiativen unternommen und eine gewisse Vorreiterrolle übernommen, die durchaus
auch befruchtend auf die sächsische Technologiepolitik eingewirkt hat. Die Stiftung In-
novation und Arbeit ist die jüngste Initiative und zu einem wesentlichen Umsetzungsin-
strument der sächsischen Technologiepolitik geworden. Die Mobilisierung der Betriebs-
räte und generell die Beteiligung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen am Innovations-
prozess in ihren jeweiligen Unternehmen steht erst am Anfang. Eine Technologiebera-
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